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    Zur Diskussion gestellt


			Kooperation von Bund und Ländern in der Bildungspolitik: 

			Bildungsföderalismus in der Kritik


			Der Bildungsföderalismus gerät immer wieder in die Kritik. Er bringe im internationalen Vergleich schlechte Schülerleistungen hervor. Die Schulabschlüsse in den einzelnen Bundesländern seien nicht vergleichbar, was die Mobilität von Familien mit schulpflichtigen Kindern erschwere. Außerdem behindere er Innovationen: Zuletzt scheiterte der geplante »DigitalPakt Schule« an dem Widerstand der Länder. Sollte künftig der Bund deutlich stärker in die Bildungspolitik der Länder eingreifen als bisher? 

			Susanne Eisenmann, Ministerin für Kultus, Jugend und Sport des Landes Baden-Württemberg, betrachtet den Bildungsföderalismus als Gestaltungsaufgabe. Den Ländern sei aus guten Gründen die Hauptverantwortung für die Bildungspolitik übertragen worden, da sie »die richtige Größe (haben), um sowohl bürgernah als auch mit Blick aufs Ganze eine Bildungspolitik aus einem Guss zu betreiben«. Der Bund sei dabei als Unterstützer durchaus gern gesehen. Die Länder sollten verlässlich auf auskömmliche Finanzierung pochen und bei neuen Aufgaben mit dem Bund in Verteilungsverhandlungen eintreten. 

			Für Kerstin Schneider, Bergische Universität Wuppertal, ist der DigitalPakt Schule »ein Paradebeispiel dafür, wie Investitionen in Zukunftstechnologien an Schulen nicht umgesetzt werden, weil es ein Gerangel um politische Zuständigkeiten gibt«. Zudem müssten die Bundesländer nicht die Konsequenzen schlechter oder falscher Entscheidungen bei ihrer Bildungspolitik tragen. Zur Beurteilung der Qualität der verschiedenen Bildungspolitiken bedürfe es einer größeren Transparenz. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wären z.B. Schülerregisterdaten, mit denen Erwerbsbiographien mit Bildungsbiographien verknüpft werden könnten. 

			Nach Ansicht von Susanne Lin-Klitzing, Philipps-Universität Marburg und Deutscher Philologenverband, ist es zwar offensichtlich, dass der Bildungsföderalismus zu großen Disparitäten in der Bildungsqualität in Deutschland geführt habe. Dennoch gebe es aber für Deutschland keine Alternative zum Bildungsföderalismus. Bildungsstrukturelle wie -inhaltliche Fragen seien auf Länderebene besser aufgehoben als in Berlin. Das bedeutet jedoch nicht, dass es keinen Verbesserungsbedarf im Bildungsföderalismus gebe, wie die politische Auseinandersetzung um den Digitalpakt gezeigt habe

			Karin Prien, Bildungsministerin des Landes Schleswig-Holstein, sieht den Bildungsföderalismus in Deutschland als eine Errungenschaft. Mit der Gründung der Kultusministerkonferenz sei auch ein Gremium mit dem Ziel einer gemeinsamen Meinungs- und Willensbildung geschaffen worden, um sowohl die Kulturhoheit der Länder zu wahren als auch bundesweite Standards zu etablieren.

			Robert Schwager, Georg-August-Universität Göttingen, befürwortet einen »Bildungsföderalismus für mündige Bürger«. Wer an mündige Bürger glaube, dürfe große Herausforderungen nicht zentral angehen. Es sei doch anzunehmen, dass sich Bürger bei wichtigen Fragen die Mühe machten, wohlüberlegt zu entscheiden und sich als Wähler gut zu informieren. Im Vertrauen auf das verantwortliche Eigeninteresse der direkt Betroffenen setze die freiheitliche Rechtsordnung daher grundsätzlich auf Bürgernähe und Subsidiarität, statt alle öffentlichen Entscheidungen von vorneherein der höchsten Ebene zuzuordnen.


			Forschungsergebnisse


			Internationale Abkommen und Regierungswechsel: 

			Evidenz zum NATO-Zwei-Prozent-Ziel


			Johannes Blum und Niklas Potrafke


			Vereinbaren nationale Regierungen internationale Abkommen und Verträge, haben sie ein Selbstbindungs­problem: Sie sagen ihren Regierungspartnern aus anderen Ländern zu, dass sich ihr Heimatland in der Zukunft an heute vereinbarte internationale Abkommen und Verträge halten wird. Doch wissen die demokratisch gewählten Regierungen gar nicht, ob sie in Zukunft noch im Amt sind. Vielmehr könnten sie im Heimatland abgewählt werden, und die Nachfolgeregierung hält von den Vereinbarungen überhaupt nichts. Johannes Blum und Niklas Potrafke untersuchen in einer neuen Studie, ob Länder mit deutlichen Regierungswechseln das Zwei-Prozent-Ziel der NATO – d.h., 2% des Bruttoinlandsprodukts für Verteidigungsausgaben zu verwenden – weniger zielstrebig umsetzen als Länder, in denen es keine Regierungswechsel gab. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass sich neue Regierungen, die parteipolitisch besonders wenig mit der Vorgängerregierung zu tun hatten, mit geringerer Wahrscheinlichkeit an das Ziel halten, als Regierungen, die diesem Ziel zugestimmt hatten und danach noch einige Jahre im Amt waren. Regierungswechsel haben offenbar einen negativen Einfluss auf die Wachstumsraten der Verteidigungsausgaben. Internationale Vereinbarungen und Abkommen sollten deshalb so gestaltet sein, dass die Einhaltung auch nach Regierungswechseln noch anreizkompatibel ist. 


			 Daten und Prognosen


			Wirtschaftskonjunktur 2018: Prognose und Wirklichkeit

			Wolfgang Nierhaus


			Das ifo Institut beleuchtet seit Jahren kritisch die Qualität der eigenen Konjunkturprognosen, die jeweils im Dezember eines Jahres für das darauf folgende Kalenderjahr abgegeben werden. In dem Beitrag wird die ifo Prog­nose vom Dezember 2017 für das Jahr 2018 vor dem Hintergrund der am 15. Januar 2019 veröffentlichten amtlichen Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen diskutiert. Das Ergebnis: Die Prognose des ifo Instituts für die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate des realen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2018 war offenkundig zu »optimistisch«. Im Dezember 2017 war eine Zuwachsrate in Höhe von 2,6% prognostiziert worden, die erste vorläufige amtliche BIP-Schätzung für das Jahr 2018 beläuft sich auf 1,5%. Die in der Risikoansprache aufgeführten weltwirtschaftlichen Prognoserisiken »nach unten« hatten sich teilweise materialisiert, zudem gab es binnenwirtschaftlich negativ wirkende Sondereffekte. Zur Überschätzung der Jahreswachstumsrate 2018 hat überdies die Überschätzung des statistischen Überhangs beigetragen.


			Chef oder Praktikant – wer beantwortet eigentlich die Fragebögen in den ifo Konjunkturumfragen? 

			Stefan Sauer und Klaus Wohlrabe


			Der ifo Geschäftsklimaindex gilt als wichtigster Index für die deutsche Wirtschaft. Die Validität der Ergebnisse hängt unter anderem davon ab, wer die monatlichen Fragebögen in der Konjunkturumfrage ausfüllt. Sind es die Inhaber des Unternehmens, Vorstandsmitglieder, die Geschäftsführung, die Abteilungsleitung oder doch das Sekretariat oder die Praktikanten? Der vorliegende Artikel gibt Antworten basierend auf einer im November und Dezember 2018 gestellten Sonderfrage. Es zeigt sich, dass die Fragebögen in großer Mehrheit von der Geschäftsführung beantwortet werden. 


			 Im Blickpunkt


			ifo Konjunkturumfragen Januar 2019 auf einen Blick: 

			Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem Abschwung

			Klaus Wohlrabe


			Der ifo Geschäftsklimaindex ist im Januar auf den niedrigsten Wert seit Februar 2016 gefallen. Die aktuelle Geschäftslage wurde etwas weniger gut beurteilt. Die Erwartungen haben sich sogar massiv verschlechtert. Sie sind erstmals seit Dezember 2012 leicht pessimistisch. Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem Abschwung. 

		


		
			Kooperation von Bund und Ländern in der Bildungspolitik: 

			Bildungsföderalismus in der Kritik

		

		
			In Deutschland liegt die politische Verantwortung für das Bildungswesen bei den Bundesländern. Doch der Bildungsföderalismus gerät immer wieder in die Kritik. Er sei verantwortlich für die im internationalen Vergleich schlechten Schülerleistungen, für die mangelnde Vergleichbarkeit der Abiturabschlüsse in den einzelnen Bundesländern und erschwere den Umzug von Familien mit schulpflichtigen Kindern. Zuletzt scheiterte der geplante »DigitalPakt Schule« an dem Widerstand der Länder. Sollte künftig der Bund deutlich stärker in die Bildungspolitik der Länder eingreifen als bisher?
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			Kooperation von Bund und Ländern in der Bildungspolitik: Bildungsföderalismus als Gestaltungsaufgabe


		
			Die Problemstellung


			Das Verhältnis von Bund und Ländern ist seit Inkrafttreten des Grundgesetzes vor 70 Jahren eine Dauerbaustelle politischer Gestaltung. Es ist seit jeher Gegenstand wegweisender verfassungspolitischer Weichenstellungen. Und der Föderalismus bleibt auch heute und wohl in Zukunft ein Politikfeld, über das in Fach- wie auch breiter Öffentlichkeit mit Hingabe gestritten wird. Denn auch die Digitalisierung ist und bleibt eine komplexe Daueraufgabe. Sie verändert die Art und Weise unseres Alltags, unserer wirtschaftlichen Tätigkeiten und auch der Politik. Sie ist organisatorisch anspruchsvoll, sie spielt sich in einem sich ständig verändernden technischen und auch sozialen Umfeld ab. Und sie kostet Geld. Viel Geld. 

			Daher ergibt es auch Sinn, dass sich mehrere politische Ebenen mit dieser wichtigen Zukunftsaufgabe beschäftigen. Die Kommunen als Schulträger wären allein mit Sicherheit damit überfordert, die Infrastruktur einzurichten und zu warten. Dies gilt insbesondere, weil es ja nicht mit Einmalbeschaffungen getan ist. Daher sind die Länder als staatsrechtlich für die Kommunen zuständige Ebene gefordert. Und sie kommen dieser Aufgabe auch nach. Baden-Württemberg gibt in der laufenden Legislaturperiode rund eine Milliarde Euro für die Digitalisierung aus. 

			Digitalisierung ist also nicht nur eine Aufgabe für die kommunalen Schulträger als Verantwortliche für die sächliche Ausstattung der Schulen. Neben einer zielgerichteten und auskömmlichen Förderung müssen die Länder aber noch mehr leisten. Sie haben die Aufgabe, sich über geeignete pädagogische und technische Rahmenbedingungen mehr und schneller und tiefer zu engagieren als bisher. Bestandteile davon sind: schneller aktualisierte Bildungspläne und eine qualitativ und quantitativ überzeugende Aus- und Fortbildung der Lehrerinnen und Lehrer sowie die Bereitstellung technischer Voraussetzungen. Dass gerade dieses nicht so einfach ist, haben wir in Baden-Württemberg schmerzlich erfahren müssen.

			Die Politik insgesamt kommt der Geschwindigkeit der technischen Entwicklung nicht immer ausreichend hinterher: Während die Debatte über künstliche Intelligenz läuft, funktioniert Verwaltung noch zu oft mittels handabgezeichneter Aktenvermerke im Stile des Spätbarock. Auch das muss sich ändern; und zwar jetzt und nicht erst übermorgen. Politik und Verwaltung sind ohne Frage in Zugzwang und müssen – endlich – Digitalisierung verstehen und agiler werden.

			Den Ländern ist im Übrigen aus guten Gründen die Hauptverantwortung für die Bildungspolitik übertragen worden. Sie haben die richtige Größe, um sowohl bürgernah als auch mit Blick aufs Ganze eine Bildungspolitik aus einem Guss zu betreiben. Sie müssen sie aber auch nutzen. Der Bund ist dabei als Unterstützer durchaus gern gesehen. Beispiele für erfolgreiche und sehr willkommene Bund-Länder-Kooperationen gibt es bereits – nehmen wir nur die gemeinsame Initiative für leistungsstarke Schüler aller Schularten. Worum es geht, ist eine sowohl zeitgemäße als auch funktional überzeugende Zusammenarbeit von Bund und Ländern in der Bildungspolitik.

			Die zentrale Konfliktlinie gerade auch in der veröffentlichten Meinung ist die zwischen den Befürwortern des (Bildungs-)Föderalismus einerseits und den Verfechtern eines zentralstaatlichen Politikansatzes. Während letztere den Föderalismus für eine überlebte, zu langsame und insgesamt wenig überzeugende Konzeption erachten, stellen sich engagierte Befürworter des Föderalismus auf einen anderen Standpunkt. Demnach bleibt der Föderalismus zu Recht ein demokratietheoretisch sinnvolles, unverzichtbares und ebenso wertvolles wie handlungsfähiges Strukturelement Deutschlands. Es bedarf kaum ausführlicherer Begründungen, weshalb ich als Kultusministerin Baden-Württembergs zur zweiten Gruppe gehöre:

			Ich bin der Überzeugung, dass die Länder der Bundesrepublik Deutschland aus mehreren guten Gründen eine überaus wichtige Rolle spielen müssen – nicht nur, aber ganz vorrangig in der Bildungspolitik. Das schließt Querschnitts- und Zukunftsaufgaben wie die Digitalisierung eindeutig mit ein. Ich mache für meine Position vier Argumente stark.

			Erstens: Das historische Argument

			Deutschland war, seit es existiert (nehmen wir einmal mit Argumenten der Mediävistik an, so ungefähr seit der Salierzeit, also dem 11. Jahrhundert), immer ein »Flickenteppich«. Zahlreiche Fürstentümer, geistliche und weltliche Herrschaften also, Freie und Reichsstädte (und -dörfer) machten unser Land zu einem »corpus monstro simile«, wie Samuel von Pufendorf das Heilige Römische Reich Deutscher Nation pointiert nannte. Die Herrschaftsstrukturen in Deutschland waren, wiewohl vordemokratisch, immer auf mehrere »Köpfe« und Institutionen verteilt. So konnte ein Friedrich Schiller, württembergischer Sanitätsoffizier, ins Mannheimer »Ausland« fliehen, als er die Knute seines Herzogs in Ludwigsburg nicht mehr ertrug. Und später wurde er Professor im noch ferneren Ausland zu Jena. Das alles innerhalb dessen, was man deutsche Kulturnation nennt. Die gerade auch im europäischen Vergleich beispiellose regionale, lokale Vielfalt an Hochkultur ist ein Erbe der – auch schon in früheren Zeiten – vielbeklagten territorialen Zersplitterung. In gewisser Weise war sie aber auch ein Zeichen von Vielfalt, die so überdauern und einzigartige Blüten austreiben konnte. 

			Föderale Vielfalt, ob in archaischer oder heutiger Form, bildet damit auch einen Schutzwall von Wettbewerb und Freiheit gegen Absolutismus und striktes Durchregieren. Hinzu kommt: Immer dann, wenn Deutschland strikt zentral regiert wurde und auf regionale Belange und Unterschiede keine Rücksicht genommen wurde, ja, diese Unterschiede als hinderlich und gestrig galten, herrschten diktatorische Regimes in unserem Land. Was für Europa als treffendes Motto gilt, gilt für Deutschland und seine Nationalgeschichte in gleichem Maße: Einheit durch Vielfalt.

			Insgesamt also waren föderale Strukturen immer schon Strukturkonstanten der deutschen Geschichte. Sie gehören zu Deutschland, und sie haben dieses Land unschätzbar bereichert. Es gilt, diese bewährten Formen und die damit einhergehenden Chancen jetzt zu nutzen, sinnvoll weiterzuentwickeln und darüber hinaus auch für die Zukunft zu sichern.

			Zweitens: Das Argument der Bürgernähe und der demokratischen Kontrolle und Zurechnung

			Demokratie lebt von der Nähe und Zugänglichkeit der Entscheidungsträger für die Bürgerinnen und Bürger. Daher sind sowohl eine klare Kompetenzverteilung der politischen Ebenen als auch eine gute Erreichbarkeit von Entscheidungsträgern, insbesondere Abgeordneten und Verwaltungen, eine gute Grundlage für demokratisches Regieren. Die Bürger müssen sich darauf verlassen können, dass die von ihnen gewählten Mandatsträger auch tatsächliche Entscheidungsbefugnisse und »Aufgaben von substanziellem Gewicht« haben. 

			Dazu gehört, dass in einem traditionell föderal organisierten Staat eine klare Zuordnung von Aufgaben und Befugnissen zwischen Bund, Ländern und Kommunen erfolgt. Die Föderalismusreformen der letzten 20 Jahre gehen in diese Richtung. Klare Zuordnung heißt: Entflechtung, analytische Klarheit in der Finanzverfassung und verlässliche, transparente Finanzierung bei gleichermaßen gewahrter und wichtiger bundesstaatlicher Solidarität. Das ist zweifellos ein großes Rad, das zu bewegen ist. Es handelt sich um eine Aufgabe, die sich nicht per Federstrich erledigen lässt. Dennoch – auf diesem Wege sollte eher noch konsequenter fortgeschritten werden. Wir sollten keine Angst vor mutigen Entscheidungen haben.

			Ich erinnere zudem daran, dass Baden-Württemberg das einzige Beispiel für eine erfolgreiche Länderneugliederung ist; Kultur, Wirtschaft und Politik im deutschen Südwesten zeigen überdeutlich, wie gelungen diese damals durchaus schmerzhafte Fusion war. 

			Eine Vermengung von Zuständigkeiten, insbesondere die Mischfinanzierung von Aufgaben, erschwert die demokratische Kontrolle. Entscheidung aus einer Hand – Verantwortlichkeit in einer Hand – Finanzierung aus einer Hand: Dies sollte ein föderales System leisten. Und so wissen die Bürger auch, wer für fehlerhafte Entscheidungen mittels Wahlentscheidung zur Verantwortung zu ziehen ist. 

			Die Länder sollten also verlässlich auf auskömmliche Finanzierung pochen und bei neuen Aufgaben mit dem Bund –so wie jetzt auch gefordert – in Verteilungsverhandlungen eintreten. Ad-hoc-Pakete zu schnüren ist systematisch allenfalls eine Notlösung und muss in jedem Falle die Ausnahme bleiben. Für Daueraufgaben wie die Digitalisierung, die sich eben nicht mit einer einmaligen (und umgerechnet auf die Einzelschule nicht besonders beeindruckenden) Geldspritze sinnvoll abarbeiten lässt, gilt das in verstärktem Maße.

			Stellen wir uns eine Bundesverwaltung vor, die für 40000 Schulen, für 11 Mio. Schülerinnen und Schüler in jedem Einzelfall eine geeignete Lösung finden muss – und zwar in Bezug auf Ausstattung, Lehrorganisation und Personalzuweisung. Diese Aufgabe zentral aus Berlin zu erledigen und zu steuern, würde auch mit Wohlwollen und mit allem Einsatz digitaler Methodik und Verwaltung nur in zentral organisiertem, dirigistischem Chaos enden.

			Drittens: Das Argument der Regionalisierung im europäischen Vergleich

			Regional ist »in« – das zeigt ein Vergleich im europäischen Umfeld sehr deutlich. Während in Schottland, Katalonien und Flandern separatistische Bestrebungen Aufwind verspüren, bietet ein austarierter Föderalismus genügend Spielraum für ein gedeihliches Zusammenwirken und eine erfolgreiche und bürgernahe Verwaltung. Kluger Föderalismus bietet nämlich auch Identität und Heimat – und kann so gegen Radikalisierung schützen. Das setzt aber voraus, dass der regionalen (also in Deutschland der Länder-)Ebene aussagekräftige und tatsächliche Kompetenzen jenseits der Folklore bleiben. Und das hängt auch am Selbstverständnis der Länder. Sie waren es, die 1949 den Bund gegründet haben. Es handelte sich dabei – anders als in anderen europäischen Staaten – eben nicht um eine Dezentralisierung eines zentralen Staates. 

			Deutschland bleibt dabei, wenn es die Herausforderungen annimmt und im Sinne einer klaren Zurechnung von Verantwortung und Freiheiten ernstnimmt, auch künftig ein ausgezeichnetes Beispiel für politische Stabilität bei gleichermaßen hoher Qualität der Verwaltung. Föderalismus bietet die Chance, unter Wahrung regionaler Besonderheiten und Bedürfnisse einen Ausgleich in einem großen Flächenstaat wie der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen. Und Mentalität und Bedürfnislage ist zwischen Oder und Rhein, zwischen Belt und Bodensee sehr unterschiedlich. Das zeigt sich plastisch beim Fremdsprachenunterricht, bei der Rolle von Dialekt und regionaler Kultur, aber auch in unterschiedlichen Situationen beim Religionsunterricht. 

			Richtig ist, dass Handlungsbedarf besteht, so bei der Wahrung von Mindeststandards gerade auch in der Bildung, um Umzüge innerhalb Deutschlands problemloser zu ermöglichen. Allerdings gibt es ja bereits zahlreiche Ansätze und konkrete Maßnahmen wie den Abituraufgabenpool, die gelten und genutzt werden. Dies sollten wir Länder gemeinsam ausbauen.

			Viertens: Das Argument des politischen Lernens und der Flexibilität

			Föderaler Wettbewerb bei verbindlichen Mindeststandards kann eine Innovationsdynamik erzeugen. Diese ist geeignet, Antworten auf aktuelle Fragen ebenso zu finden, wie neue Lösungen zu erproben, ohne eine »Top-down«-Lösung für alle einführen zu müssen, die sich möglicherweise nur in Teilen des Landes bewähren wird. 

			Gerade in der Bildungspolitik geben die vergangenen Jahre sehr gute Beispiele, dass sich im föderalen Wettbewerb konkrete Verbesserungen erzielen lassen. Der sogenannte Pisa-Schock und seine Folgen, darunter zahlreiche Folgeuntersuchungen, haben Reform- und Handlungsbedarf bundesweit deutlich aufgezeigt. Hamburg und Schleswig-Holstein haben vor einigen Jahren entschlossen gegengesteuert, und dies zeigt sich zunehmend in einschlägigen Studien. Das sind gute Beispiele, an denen sich auch zunehmend unser Land Baden-Württemberg orientiert. Grundvoraussetzung für diese Art politischen Lernens ist, dass es unterschiedliche Modelle gibt – und die Qualität auch transparent wird. Wir lernen beispielsweise auch, dass eine Dauerdiskussion über die Schulstrukturen Qualität und Leistung schadet. Bayern und Sachsen sind Beispiele, die uns zeigen, dass Verlässlichkeit bei den Strukturen gute Voraussetzungen für hochwertige Bildung schafft.

			Zusammenfassung: Ein Staatsvertrag muss her

			Föderalismus bietet aus diesen Gründen nach wie vor die gute Chance, Vielfalt in flexibler und bürgernaher Art und Weise verantwortlich zu gestalten. Richtig ist aber auch: Die Länder müssen diese Chance konkret und produktiv nutzen. Das Werkzeug der Wahl ist nach meiner Überzeugung ein Länderstaatsvertrag. In einem solchen können sich die Länder, nach dem Beschluss durch die Länderparlamente, verbindlich verpflichten, gemeinsame Standards und bundesweit geltende Leitlinien in Geltung zu bringen.

			Ein Länderstaatsvertrag wäre zum einen das Zeichen für die Handlungsfähigkeit des bundesdeutschen Föderalismus. Er wäre zum anderen ein starker Beweis für eine parteiübergreifendes und unideologisches Vorgehen gegen Politikverdrossenheit.

			Dieses Ziel ist ambitioniert. Es ist aber auch erreichbar, und die vielgescholtene Kultusministerkonferenz hat sich im 70. Jahr ihres Bestehens daran gemacht, diese Aufgabe mit Entschlossenheit und Nachdruck anzugehen. Nicht zuletzt durch meine und die bayerische Initiative arbeiten die Länderkultusministerien bereits jetzt an Schwerpunkten und konkreten Formulierungen für einen Länderstaatsvertrag. Ich bin ziemlich optimistisch, dass diese Arbeiten, die wir im Jahr 2018 begonnen haben, noch in diesem Jahr erste Ergebnisse zeitigen und dann im kommenden Jahr zu einem guten Abschluss kommen werden.

			Ergänzend will ich darauf verweisen, dass die parteipolitischen Unterschiede im bunter gewordenen Kreis der Kultusminister hierbei eine schwächere Rolle spielen, als man befürchten könnte. Der Handlungsdruck wird überall wahrgenommen. Die Kultusministerinnen und -minister der Länder haben verstanden, dass es ein für allemal vorbei sein muss mit der Taktik »Augen zu und durch«. 

			Wir haben gute Gründe dafür, den Föderalismus zu stärken – und nicht ein ebenso bewährtes wie chancenreiches Prinzip über Bord zu werfen. Wer Deutschland zukunftsfähig gestalten will, bleibt auf durchdachte föderale Lösungen angewiesen – für eine Einheit in Vielfalt.

		



	Endnoten


			
      
        *	Dr. Susanne Eisenmann ist Ministerin für Kultus, Jugend und Sport des Landes Baden-Württemberg.
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			Wettbewerb und Vielfalt? Der Bildungsföderalismus in Deutschland


			Deutschland nimmt für sich in Anspruch, ein Land zu sein, in dem Bildung und Infrastruktur auf einem im internationalen Vergleich hohen Niveau sind – und auch weiterhin sein sollen. Bereits vor zehn Jahren wurde die »Bildungsrepublik Deutschland« von Bundeskanzlerin Merkel als großes politisches Ziel ausgerufen und sogar zur Chefsache erklärt. Doch bis heute gibt es sowohl in der Bildung Nachholbedarf als auch bei der Infrastruktur einen immer größer werdenden Investitionsstau. Mehr noch: Da der reale öffentliche Kapitalstock in Deutschland geschrumpft ist, leidet die Qualität der Bildung unter den Defiziten in der Infrastruktur. Das Beispiel der Digitalisierung der Schulen macht dies mehr als deutlich. Zwar ist die Digitalisierung in aller Munde und wird vehement gefordert, mit der Umsetzung hapert es jedoch erheblich. Konnte die Politik bis vor wenigen Jahren finanzielle Engpässe anführen, um marode Schulen nicht zu sanieren, so lässt sich dies in Zeiten von Null- und Negativzinsen sowie sprudelnder Steuereinnahmen kaum noch rechtfertigen. Als Erklärung taugen auch fehlende Planungskapazitäten wenig. Als Erklärung für die fehlenden Investitionen helfen da schon eher die oftmals unklaren Zuständigkeiten von Bund, Ländern und Gemeinden, die Entwicklungsprozesse und notwendige Maßnahmen nicht gerade beschleunigen.

			Der DigitalPakt Schule ist ein Paradebeispiel dafür, wie Investitionen in Zukunftstechnologien an Schulen nicht umgesetzt werden, weil es ein Gerangel um politische Zuständigkeiten gibt. Da Bildung laut Grundgesetz Ländersache ist, kann der Bund nicht einfach Gelder für die Finanzierung von Schulen zur Verfügung stellen – Bildung ist in Deutschland eben nicht Chefsache. Möchte der Bund Gelder für die Digitalisierung in den Schulen zur Verfügung stellen und dies nicht einfach über eine Erhöhung des Länderanteils an den Gemeinschaftssteuern tun, muss das Grundgesetz geändert werden. Diese Änderung wurde im letzten Jahr vom Bundestag mit der erforderlichen Zweidrittelmehrheit beschlossen. Im Bundesrat wurde sie jedoch gestoppt, da die Bundesländer die Zukunft des Föderalismus durch diese Änderung in Gefahr sehen. Besonderer Unmut regte sich bei den Ländern darüber, dass durch eine 50-50-Regelung für zukünftige Mittel auch eine erhebliche finanzielle Beteiligung der Länder eingeführt worden wäre. Durch die geforderte Eigenleistung, so die Argumente der Bundesländer, seien finanzschwache Länder nicht in der Lage, an solchen Programmen zu partizipieren.

			Kofinanzierungen bergen natürlich immer die Gefahr, dass das Geld nicht dort investiert wird, wo es besonders gebraucht wird. Solche Modelle werden aber nicht nur vom Bund, sondern auch von den Bundesländern selbst im Zusammenspiel mit ihren Kommunen praktiziert. Doch ganz unabhängig davon, ob und wie die gewünschte Eigenleistung umgesetzt werden sollte, hat sich am Beispiel des DigitalPakts noch einmal sehr deutlich gezeigt, wie dringend erforderliche Investitionen verhindert werden auch, weil die Bundesländer ihre Bildungshoheit in Gefahr sehen. 

			So argumentierten die Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen in diesem Fall in einem Gastbeitrag in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung vom 2. Dezember 2018 vehement gegen die Einmischung des Bundes in die Schulpolitik. Um eine ›Einheitsschulpolitik‹ aus Berlin abzuwehren, machten sie sich für den Bildungsföderalismus in seiner derzeitigen Form stark, der Vielfalt und Wettbewerb im Bildungswesen garantiere. Gleichwohl begrüßen sie aber die Bereitschaft des Bundes, für dringende Bildungsinvestitionen mehr Geld an die Länder zu geben.

			Wie verhält es sich aber mit der Vielfalt und dem Wettbewerb im Bildungswesen? Genau diese Argumente sollen hier noch einmal beleuchtet werden.

			Die Vielfalt in der Bildung

			Ganz ohne Frage hat der Bildungsföderalismus zu einer großen Vielfalt der Bildungssysteme in Deutschland geführt. Immer wieder ist schulische Bildung ein sehr bedeutsames Thema, über das in Länderwahlkämpfen sehr emotional debattiert wird. Ob das jedoch eine gute Entwicklung ist, ist fraglich. Beispiele für Vielfalt – man könnte auch sagen uneinheitliche Regelungen – sind Studiengebühren, die Diskussion um G8 und G9 oder die Schulstruktur in der Sekundarstufe I. Hier gibt es ein ständiges Hin und Her, das mit hohen Kosten verbunden ist. Vermutlich wäre sowohl die Diskussion um die Studienbeiträge als auch die Diskussion um G8 oder G9 anders ausgegangen, hätte man sich bundesweit auf eine Struktur einigen müssen. Die im internationalen Vergleich mehr als moderaten Studienbeiträge waren längst von der überwiegenden Mehrzahl der Studierenden akzeptiert, bevor sie als Beitrag zur Wiederherstellung der Bildungsgerechtigkeit abgeschafft wurden. 

			Bildungssysteme werden aber nicht besser, wenn sie permanent reformiert werden. Eher belasten sie die Schulen und die Schülerinnen und Schüler. Diese Einsicht führte in Bremen im Jahr 2008 zum sogenannten Schulfrieden, einer Stillhaltefrist, innerhalb derer einmal eingeführte Reformen nicht wieder rückgängig gemacht werden sollten. Mehr noch, mit Ablauf der Frist wurden die Reformen, soweit dies möglich war, in ihren Wirkungen evaluiert und einer Verlängerung des Schulfriedens um weitere zehn Jahre zugestimmt (vgl. Schneider et al. 2019; Makleset al. 2019).

			Im Ergebnis der G8/G9-Debatte besteht in den alten Bundesländern eine Tendenz zur Rückkehr zu G9, während die neuen Bundesländer im G8-System verbleiben möchten. Damit wäre aber nicht die einzige Ungleichheit geschaffen, denn die Dauer der Schulzeit bis zum Abitur hängt innerhalb eines Bundeslandes auch von der besuchten Schulform ab. Und in einigen Bundesländern können Schulen einer Schulform sogar selbst über die Dauer des Bildungsgangs entscheiden. Insgesamt lässt sich die G8/G9-Landschaft damit nur noch als bunter Flickenteppich beschreiben. 

			Aber mit welchen kulturellen Unterschieden lässt sich diese ›Vielfalt‹ erklären? Warum ist die Dauer eines Bildungsganges bis zum Abitur in einem Bundesland neun Jahre, in einem anderen hingegen nur acht, wenn die Schulabschlüsse doch gleichwertig sein sollen? Wenn aber ein weiteres Schuljahr einen positiven Effekt auf die Entwicklung der Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler hat – und dies wurde in den Landtagswahlkämpfen oftmals als Argument angeführt – dann wären Schülerinnen und Schüler in G8-Ländern bzw. in G8-Bildungsgängen benachteiligt. Diese Benachteiligung könnte sich in einem ersten Schritt darin äußern, dass Schülerinnen und Schüler in G8-Ländern schlechtere Abiturnoten vorweisen und damit geringere Chancen auf einen NC-beschränkten Studiengang haben. Wissenschaftliche Studien haben in dieser Hinsicht aber keine negativen Effekte von G8 nachweisen können. Es wurde aber gezeigt, dass sich die geringere Schulzeit nicht in einem früheren Ausbildungs- oder Studienbeginn widerspiegelt (für einen Überblick vgl. Huebener und Marcus 2015). Und da auch die finanziellen Kosten einer Umstellung erheblich sind (vgl. Schneider, Makles und Klemm 2015), zeigt das Beispiel G8/G9, wie sinnvoll eine Koordination – und damit eine einheitliche Regelung – über die KMK oder den Bund gewesen wäre.

			Ein weiteres schwieriges Thema sind die Strukturen der Sekundarstufe I. Hier ist die ‚Vielfalt‘ seit der letzten Föderalismusreform eher gestiegen. Und wieder fragt man sich, warum regionale Besonderheiten es erforderlich machen, dass einige Bundesländer ein zweigliedriges weiterführendes Schulsystem haben, während benachbarte Bundesländer fünf Schulformen für die Sekundarstufe I brauchen. Der viel zitierte unmögliche Umzug von Familien mit schulpflichtigen Kindern innerhalb Deutschlands wird gelegentlich verharmlost und als nicht relevantes Problem dargestellt. Es wurde aber auch noch nicht überzeugend argumentiert, warum man sich nicht auf einheitliche Strukturen einigen kann. Auch die Umsetzung einheitlicher und verbindlicher Bildungsstandards ist noch nicht so weit fortgeschritten, wie man sich das wünschen würde. Die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler variieren deutlich zwischen den Bundesländern, und diese Variation spiegelt sich nicht unbedingt in den Abiturnoten wider. 

			Bildungsföderalismus und Wettbewerb

			Wettbewerb ist wünschenswert und die Voraussetzung für das Funktionieren von Märkten. Der Wettbewerb in einer Marktwirtschaft hat aber wenig mit dem Wettbewerb zwischen den Bundesländern gemeinsam. Wettbewerb zwischen Unternehmen hat Konsequenzen. Unternehmen, die im Wettbewerb nicht bestehen können, verlassen den Markt. Unternehmen, die nicht investieren, nicht innovativ sind und damit letztlich keine guten Produkte anbieten, verlieren im Wettbewerb. 

			Ein Grundproblem des Wettbewerbs zwischen den deutschen Bundesländern liegt jedoch darin, dass Bundesländer anders als Unternehmen die Konsequenzen schlechter oder falscher Entscheidungen in ihrer Bildungspolitik nicht tragen. Natürlich kommt es vor, dass Parteien, die unpopuläre bildungspolitische Entscheidungen getroffen haben, bei Landtagswahlen abgestraft werden. Die Regel ist dies jedoch nicht. Zudem sind die Kosten schlechter Bildungspolitik nur schwer abzuschätzen, was nicht zuletzt daran liegt, dass mit dem Länderfinanzausgleich die langfristigen ökonomischen Konsequenzen schlechter Bildungspolitik in einem nicht unerheblichen Umfang ausgeglichen werden. Ohnehin stellt sich angesichts des rasant steigenden internationalen Wettbewerbs die Frage, ob der Wettbewerb zwischen den Ländern die relevante Vergleichsebene ist. Deutschland muss im globalen Wettbewerb bestehen. Damit findet der Wettbewerb um Humankapital und Ideen auf der globalen Ebene statt und nicht zwischen dem Saarland und Brandenburg.

			Chancen durch den Föderalismus

			Möglich wäre die Evaluation bildungspolitischer Maßnahmen durch das Ausnutzen der unterschiedlichen Systeme innerhalb Deutschlands. Nun ist aber die Begeisterung für Ländervergleiche in der Politik nicht sehr ausgeprägt. Immerhin hat sich in den vergangenen Jahren einiges geändert, und insbesondere seit dem Bekanntwerden der PISA-Ergebnisse hat in Deutschland ein Umdenken stattgefunden. Das wichtigste Ergebnis hieraus ist vielleicht der Konsens, dass die erfassten Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler ein sinnvoll gemessenes Ergebnis von Schulbildung sind. Die Kompetenzen werden sowohl international vergleichend als auch im Vergleich der Bundesländer in Rahmen eines Bildungsmonitorings erfasst. Seit 2009 gibt es die IQB-Ländervergleiche/Bildungstrends. Diese legen offen, wie unterschiedlich die Kompetenzen von Schülerinnen und Schülern in der 4. (Primarbereich) und 9. (SekundarstufeI) Jahrgangsstufe in Deutschland sind. Die Zahlen, so wie sie jedoch durch die Medien einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, sind aber nicht besonders aussagekräftig. Sie wären vielleicht aus­sagekräftiger, wenn die Sozialstruktur der Bundesländer vergleichbar wäre. Allein der Vergleich kleiner Stadtstaaten mit großen Flächenländern hinkt aus vielen Gründen. Die Ländervergleiche könnten aber durchaus genutzt werden, um die Effekte von Bildungspolitik auf die Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler zu erfassen. 

			Ein weiteres Problem für die Beurteilung von Bildungspolitik anhand von Bildungsverläufen ist das Nichtvorhandensein von Schülerregisterdaten in Deutschland. Hier gibt es in Deutschland große regionale Unterschiede. Während in einigen Bundesländern Schülerindividualdaten seit einigen Jahren vorliegen, so wie es der Kerndatensatz der KMK vorgesehen hat, ist dies in anderen Bundesländern nicht der Fall. Häufig werden organisatorische oder finanzielle Gründe angeführt, und es wird auf eine mögliche Unvereinbarkeit eines Schülerregisters mit dem Datenschutz verwiesen. Möglich wäre aber auch, dass nicht alle Länderregierungen ein übermäßiges Interesse an einer wissenschaftlichen Analyse ihrer Bildungspolitik haben.

			Kann der Bildungsföderalismus reformiert werden? 

			Wenn der Bildungsföderalismus auf der einen Seite den Wettbewerb der Systeme als Rechtfertigung ins Feld führt, dann muss auf der anderen Seite Transparenz konsequent eingefordert werden. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wären Schülerregisterdaten, mit denen idealerweise auch Erwerbsbiographien mit Bildungsbiographien verknüpft werden könnten. Da der Aufbau einer solchen Datenbasis einige Jahre in Anspruch nehmen würde, wäre es in einem ersten Schritt gut, wenn wissenschaftliche Studien mit bestehenden Survey-Daten ohne Einschränkungen ermöglicht würden. Zudem könnte sich ein moderner Bildungsföderalismus durch einheitliche Grundstrukturen auszeichnen, etwa in der Länge der Bildungsgänge oder der Anzahl an Schulformen für die Sekundarstufe I. Dies müsste auch nicht durch die Bundespolitik geschehen; die KMK könnte hier selbst handeln. Damit bliebe den Ländern sehr viel Freiraum in der Bildungspolitik. Allerdings sollte es dann auch möglich sein, die gewählten Wege wissenschaftlich zu analysieren. Denn ob gute oder schlechte Bildungspolitik im vornehmlichen Interesse der Schülerinnen und Schüler gemacht wird, muss für die Wählerinnen und Wähler transparent sein.
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			Bildungsföderalismus positiv gewendet – ohne Grundgesetz­änderung, dafür mit mehr Eigeninitiative der Länder


			Nicht ganz neu, aber dennoch unnötig erscheint die politische Debatte um eine Grundgesetzänderung zur Überwindung des sog. Kooperationsverbots zwischen Bund und Ländern und um den Digitalpakt zur Anschubfinanzierung von digitaler Grundausstattung für die Schulen. Es verwunderte deshalb auch nicht, dass sogleich wieder diejenigen ihre Stimme erhoben, die seit langem oder immer schon gegen den grundgesetzlich garantierten Bildungsföderalismus in Deutschland zu Felde gezogen waren.

			Aus der Sicht des Deutschen Philologenverbandes möchte ich deshalb zu einer sachlichen Einordnung der grundlegenden Fakten beitragen und damit unsere Forderungen an eine zukunftsgerichtete Bildungspolitik verbinden.

			Das Grundgesetz kannte und kennt kein »Kooperationsverbot«, es kann also auch nicht aufgehoben werden. In Artikel 23(6) GG wird ausdrücklich von »ausschließliche(n) Gesetzgebungsbefugnisse(n) der Länder auf den Gebieten der schulischen Bildung […]« gesprochen. Ergänzend dazu ist gemäß Artikel 72(2) in Verbindung mit Artikel 74(1) Nr. 13 und Nr. 33 – »Regelung der Ausbildungsbeihilfen und die Förderung der wissenschaftlichen Forschung« und »die Hochschulzulassung und die Hochschulabschlüsse« – festgelegt, dass im Zuge der konkurrierenden Gesetzgebung der Bund das Gesetzgebungsrecht besitzt, »wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet […] eine bundeseinheitliche Regelung erforderlich macht.« Erst wenn »der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit Gebrauch gemacht« hat, »können die Länder durch Gesetz hiervon«, u.a. zu Nr. 33, »abweichende Regelungen treffen«. 

			Im Grundsatz sind also einer Kooperation zwischen Bund und Ländern sehr enge Grenzen gesetzt.

			Aus der Einsicht heraus, dass diese Einschränkung in einem modernen Staat dauerhaft so nicht tragfähig sein kann, wurden in den Artikeln 91a bis 91e Regelungen zu Gemeinschaftsaufgaben und zur Verwaltungszusammenarbeit in das Grundgesetz aufgenommen. Und so heißt es dann in Artikel 91b: (1) »Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen in Fällen überregionaler Bedeutung bei der Förderung von Wissenschaft, Forschung und Lehre zusammenwirken. […]«; (2) »Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen zur Feststellung der Leistungsfähigkeit des Bildungswesens im internationalen Vergleich und bei diesbezüglichen Berichten und Empfehlungen zusammenwirken« und (3) »Die Kostentragung wird in der Vereinbarung geregelt.« 

			Die Möglichkeit einer Kooperation zwischen Bund und Ländern ist demnach möglich, jedoch Aufgaben bezogen und bedarf jeweils einer Vereinbarung, auch zur Kostentragung.

			Ebenfalls nachträglich wurde ins Grundgesetz der Artikel 104a bis c aufgenommen, der Regelungen über Finanz- und Investitionshilfen des Bundes an die Länder und Kommunen beinhaltet. Es erscheint geradezu beispielhaft für aktuelle politische Auseinandersetzungen zu sein, dass sich insbesondere hieran die o. g. politischen Diskussionen entzündet haben. Nicht die Dignität des ansonsten hoch geachteten Grundgesetzes steht im Vordergrund, nicht die positiven Konsequenzen des traditionell verankerten föderalen Systems und auch nicht die Erfordernisse eines zeitgemäßen Bildungssystems, sondern einzig die Frage, wer durch welche rechtliche Regelung mehr oder weniger finanziell belastet werden könnte.

			Es kann an dieser Stelle also nur festgehalten werden, dass es eher seit langem ein Kooperationsgebot gegeben hat und es daher einer Aufhebung eines Kooperationsverbots nicht bedarf.

			Die Föderalismusänderung 2005 wurde in Angriff genommen, ausdrücklich unter der Maßgabe eines bundesweiten Wettbewerbs um bessere, regional bezogene Konzepte zur Herstellung gleicher oder doch zumindest vergleichbarer Lebensbedingungen in ganz Deutschland. Dies bezog sich nicht nur, aber ganz besonders auf die Schul- und Bildungsinstitutionen. Hier hat nicht nur der Deutsche Philologenverband erhebliche Kritik vorzubringen.

			Es ist offensichtlich und durch zahlreiche Vergleichsstudien mittlerweile ausreichend nachgewiesen, dass der Bildungsföderalismus zu großen Disparitäten in der Bildungsqualität in Deutschland geführt hat. Das ist unter der Überschrift »gleichwertige Lebensverhältnisse« nicht akzeptabel. Es ist ebenso offensichtlich, dass der Bildungsföderalismus zu einem enormen Mobilitätshindernis für einen zunehmend größer gewordenen Teil unserer Bevölkerung geworden ist, zumindest soweit Familien und Erziehungsberechtigte auch für schulpflichtige Kinder und Jugendliche verantwortlich sind. Auch dies ist nicht hinnehmbar und gesamtgesellschaftlich wie volkswirtschaftlich mit negativen Folgen verbunden.

			Der Deutsche Philologenverband sieht die Kultusministerkonferenz (KMK) in der Pflicht, hieran etwas zu ändern. Sie ist das Gremium, das einerseits den Bildungsföderalismus repräsentiert, andererseits aber auch den Anspruch hat, dessen negativen Auswüchse im Sinne des gesamtstaatlichen Gemeinwohls zu beheben. Wenn die KMK in der Vergangenheit vielen als zu schwerfällig oder scheinbar auch veränderungsunwillig und -fähig erschienen ist, sie eher den kleinsten gemeinsamen Nenner denn den großen Wurf gesucht hat, so lag dies wohl weniger an ihr als Gremium mit klar umrissenen Aufgaben und Kompetenzen als am politisch, oft auch parteipolitisch motivierten Eigensinn der Länder. Wir denken hier vor allem an die langjährigen Schulstrukturdiskussionen, die Grundprinzipien der Lehrkräfteausbildung und die Verbindlichkeiten in der Umsetzung der Bildungsstandards für die Schulen und für die Lehrerbildung an den Universitäten.

			Der Deutsche Philologenverband sieht die Notwendigkeit der Existenz einer entscheidungsstarken und handlungsfähigen KMK. Nur mit ihr wird es auch weiterhin möglich sein, dass Regionalinteressen in Schule und Unterricht angemessen berücksichtigt werden können – Hamburg und Bayern sind nun einmal verschieden – und gleichzeitig für die Vergleichbarkeiten in den Lehrplänen, Prüfungen und Abschlüssen zu sorgen, die die Bürgerinnen und Bürger in unserem modernen, föderal-demokratisch verfassten Staat erwarten.

			Wer sich entscheidende Verbesserungen der rechtlichen Rahmenbedingungen von Schule wie den inhaltlichen Vorgaben von einer zentralen Bildungsverwaltung erhofft, sollte sich in Nachbarländern wie z.B. Frankreich umschauen, wo selbst die lange Tradition eines Zentralstaates verbunden mit ebensolchen rechtlichen Regelungen nicht dazu geführt hat, dass heute bildungspolitische Entscheidungen schneller gefasst und umgesetzt werden oder die Mobilität innerhalb des Landes frei von den »Zwängen« des Schulwesens ist.

			Ein Blick in die Bildungsverwaltung eines größeren deutschen Bundesstaates und auf deren Aufgabenaufteilung und Personalbestand wie auf deren Entscheidungsprozesse macht bereits hinlänglich deutlich, dass eine zentrale Verwaltung in Form eines Bundesschulministeriums nicht nur schwerfällig sein würde, sondern vor allem auch verwaltungsmäßig zu voluminös.

			Nein, aus traditionellen Gründen wie aus sachlichen Überlegungen gibt es für Deutschland keine Alternative zum Bildungsföderalismus. Bildungsstrukturelle wie bildungsinhaltliche Fragen sind auf Länderebene besser aufgehoben als in Berlin.

			Das bedeutet aber nicht, dass es keiner deutlichen Verbesserungen in der Konkretisierung dieses Bildungsföderalismus bedürfe, wie exemplarisch die politische Auseinandersetzung um den Digitalpakt gezeigt hat. Denn wenn dieses Thema von so großer Bedeutung ist, wie immer wieder in den Medien und von vielen Fachleuten aus Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung betont wird, wenn zukunftsorientierte schulische Ausbildung hierauf schwerpunktmäßig ausgerichtet werden soll, dann hätten die Länder doch längst selbst aktiv werden müssen. Sie hätten im eigenen Interesse Investitionen für diesen Bereich schulischer Entwicklung tätigen können, um die Ausstattungen der Schulen zu verbessern, denn sie waren und sind für den Bildungsbereich gemäß Grundgesetz verantwortlich. Sie haben es sich selbst zuzuschreiben, dass durch ihr Harren auf Bundeszahlungen politische Begehrlichkeiten der Bundesebene entstehen konnten.

			Mit der Diskussion um die Änderung des Grundgesetzes zum Zwecke der Finanzierung von Investitionen in schulische Ausstattungen haben sich die Länder einen Bärendienst erwiesen und eine unnötige und nicht zielführende Debatte über den Bildungsföderalismus und damit über ihre ureigene politische Domäne initiiert.

			Der deutsche Philologenverband ist sich sicher, dass eine Änderung des Grundgesetzes, wie sie jetzt geplant ist, allein weder weiterhilft, wenn es um grundlegende materielle Verbesserungen in den Schulen geht, noch zur Überwindung der Schwächen des Bildungsföderalismus, wie sie oben geschildert wurden, beiträgt.

			Sachlich geboten erscheint hingegen eine klare Regelung über Finanztransfers vom Bund in die Länder. Deren Finanzstärken und wirtschaftlichen Möglichkeiten haben sich mit den Jahren bedingt durch industrielle und infrastrukturelle Veränderungen sehr weit auseinanderentwickelt. Dies ist ihnen nicht vorzuwerfen. Es muss aber im Interesse des gesamten Staates liegen, durch individuell zugeschnittene Finanzhilfen des Bundes dort zu unterstützen, wo die Abweichungen vom Bundesmittel nicht durch eigene Anstrengungen ausgeglichen werden können, der Anspruch von annähernd gleichen Lebensverhältnissen aber dennoch erfüllt werden sollte. Bei Transfers zur Unterstützung im Bildungsbereich muss allerdings dann auch gewährleistet sein, dass diese nachweislich im Bildungsbereich verwendet werden.

			Ein Staatsvertrag könnte hierfür bei gutem Willen aller Beteiligten eine tragfähige Lösung sein. Er wäre problemspezifisch abzuschließen und bedürfte keiner weiteren Änderung unseres Grundgesetzes, das ja eben allein Grundsätzliches regelt und nicht für Spezifisches herhalten sollte.

			Für den Deutschen Philologenverband gehören zu einer zeitgemäßen Schule zeitgemäße materielle Ausstattungen inklusive neuester Technik, ausreichende personelle Ausstattungen sowie funktionsfähige Räumlichkeiten in akzeptablen Gebäuden. Ihm ist es prinzipiell egal, wer die Schulen finanziert, solange die Finanzierung ausreichend ist. Unterstützungen vom Bund an die Länder und von denen an die Kommunen müssen selbstverständlich sein und durch entsprechende rechtliche Regelungen abgesichert, ohne dass diese den Bildungsföderalismus, der sich insgesamt bewährt hat, einschränken oder gar aushöhlen.

			Ebenso selbstverständlich ist es aber auch, dass die Geber von den Nehmern wissen und nachgewiesen sehen wollen, ob und wie sie die Mittel im Bildungsbereich einsetzen.

			Die Kultusministerkonferenz muss die Vergleichbarkeit der Bildungsinhalte und schulischen Abschlüsse bundesweit auf hohem Niveau garantieren und sich und die Länder durch Vertrag, z.B. einen »Bildungspakt«, selbst verpflichten.

			Der Deutsche Philologenverband fordert zuletzt Runde Tische unter Einbeziehung der Lehrerschaft zu Einzelproblemen wie beispielsweise Digitalisierung, Lehrkräftearbeitsmarkt und Schulbau.

			Dies umgesetzt, würde belegen, dass der Bildungsföderalismus erhalten bleiben kann, und muss, und würde zudem unterstreichen, dass Änderungen des Grundgesetzes zur Lösung bildungspolitischer Probleme überflüssig, weil nicht zielführend wären.

		


Endnoten


			
      
        * Prof. Dr. Susanne Lin-Klitzing ist Professorin an der Philipps-Universität Marburg und seit 2017 Bundesvorsitzende des Deutschen Philologenverbandes.
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			Mit (vertrauensvoller) Kooperation in die Zukunft: Plädoyer für ein neues Fair-Play im Bildungsföderalismus


			Es gibt kaum eine Debatte über unser Bildungssystem, in der nicht nach wenigen Sätzen der Föderalismus als Hauptverantwortlicher für schlechte Schulleistungen im internationalen Vergleich und fehlende Vergleichbarkeit von Abiturnoten ausgemacht ist. Von den unterschiedlichen Lehrplänen und den verschiedenen Schulbüchern in den 16 Ländern ganz zu schweigen. In Umfragen äußern regelmäßig bis zu drei Viertel der Deutschen, dass für die Bildungspolitik die Verantwortung in einer Hand (»beim Bund«) liegen soll.1 Damit wird fälschlich ein kausaler Zusammenhang zwischen einzelnen Herausforderungen unseres Schulsystems und der Tatsache aufgestellt, dass in Deutschland die politische Verantwortung für das Bildungswesen in den Ländern liegt. Das Vertrauen in unser Bildungssystem hat bei vielen Bürgern gelitten. 

			Dabei ist der Bildungsföderalismus der Bundesrepublik Deutschland eine Errungenschaft. Er ist historisch gewachsen und war eine Antwort auf die Bildungspolitik der Nationalsozialisten und der SED. Dass Schulpolitik und Bildungsinhalte von den gewählten Landesregierungen 16 demokratisch legitimierter Parlamente ausgeht, sichert uns zunächst Vielfalt und Wettbewerb und verhindert zentralstaatliche Gleichschaltung. Mit der Gründung der Kultusministerkonferenz im Jahr 1948 – also vor Gründung der Bundesrepublik Deutschland – wurde ein Gremium mit dem Ziel einer gemeinsamen Meinungs- und Willensbildung geschaffen, das das Ziel hat, die Kulturhoheit der Länder zu wahren und bundesweite Standards zu etablieren. Die Kultusministerkonferenz ist zugleich Sprachrohr der Länder in Kultusangelegenheiten gegenüber dem Bund, der in Bildungs- und Kultusfragen keine Richtlinienkompetenz gegenüber den Ländern besitzt. Dass die Vielfalt der Bildungslandschaft transparent und vergleichbar sein und einem gemeinsamen und übergeordneten Ziel dienen muss, ist also offenbar unstrittig. Das Ziel ist ganz konkret, Schülerinnen und Schüler fit für ihren weiteren Lebensweg zu machen, ganz egal ob sie in Flensburg oder Konstanz zur Schule gegangen sind. Nicht minder geht es darum, sie auf eine komplexe und schnelllebige Welt vorzubereiten, in der man nur mit Neugier und einem inneren Wertekompass bestehen und seine Zukunft gestalten kann. Es stellt sich also die Frage, warum in Deutschland aus Sicht der Bevölkerung bildungspolitische Fragen eher vom Bund als von den Ländern geregelt werden sollen und vor allen, welche Erwartungen an das politische Handeln damit verbunden werden. 

			Aus Sicht der Staatsrechtslehre steht die Abwägung zwischen einem auf Wettbewerb ausgerichteten Föderalismus und einer Variante, die auf Kooperation setzt. Beide Aspekte können unterschiedlich stark ausgeprägt sein und unterliegen zudem wechselnder politischer Bewertung. Mit der Einführung des Kooperationsverbotes in der Föderalismusreform I im Jahr 2006 hat der Gesetzgeber auf die Wettbewerbsvariante gesetzt und den Bund aus der direkten Finanzierung von Schule ohne Grund ausgeschlossen. Dies hat zum Beispiel dazu geführt, dass die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung aufgelöst wurde. Ein Gremium, welches über Jahre gemeinsame Schulentwicklungsprojekte der Länder zusammen mit dem Bund konzipiert und durchgeführt hat. Diesem Fokus auf den Wettbewerb zwischen den Bundesländern lag die Idee zugrunde, dass sich die jeweils besten Weichenstellungen für das Bildungssystem herauskristallisieren und gegebenenfalls von anderen übernommen werden können 

			In der Komplexität der Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern wurde in der Vergangenheit häufig über punktuelle Finanzierungsbeiträge Einfluss auf Länderpolitik genommen. Dies durchaus mit steuernder Wirkung und auf den ersten Blick zeitgemäß, wenn man an das Ganztagsprogramm des Bundes denkt. Hier kommen die Kommunen ins Spiel, sind sie doch für die Schulgebäude und die infrastrukturelle Ausstattung der Schulen zuständig. Bei Bundesfinanzierungen wurde nach dem sogenannten Königsteiner Schlüssel Geld verteilt, damit der Proporz zwischen den Ländern gewahrt wird. Auf die konkreten Bedarfe vor Ort wurde dabei nicht geachtet, dies blieb weiterhin den Ländern vorbehalten. Zu oft handelte es sich dazu um Programme, die nicht nachhaltig angelegt waren. 

			Nach Jahren der Fokussierung auf den Aspekt des Wettbewerbs erleben wir derzeit, dass Kooperation bedingt etwa durch Demographie, Migration oder Digitalisierung stärker in den Fokus gerückt wird. Der Digitalpakt ist ein gutes Beispiel dafür, dass eine ausgewogene Einigung zwischen Bund und Ländern in einer zentralen Sachfrage zu einer sinnvollen Unterstützung der Kommunen und der Länder führen kann. Dass aber Kooperationsfragen auch immer Aspekte der Finanzierung und damit der indirekten inhaltlichen Steuerung beinhalten (können), hat kurz vor Beschluss durch den Deutschen Bundestag das Ringen um eine entsprechende Grundgesetzänderung deutlich gemacht. Neben dem auf Wunsch des Bundes zu ändernden Grundgesetzartikel 104c, auf dessen Basis der Digitalpakt verhandelt wurde, kam plötzlich eine zusätzliche Grundgesetzänderung ins Spiel. Eine gravierende Veränderung, die mit den Ländern nicht im kooperativen Miteinander vereinbart wurde und die dazu führt, dass im Blick auf den Digitalpakt weiter um eine Einigung gerungen werden muss, die mit dem Digitalpakt eigentlich nichts zu tun hat. Die notwendige Kooperation zwischen Bund und Ländern ist auch deshalb derzeit von Misstrauen geprägt und wird leider wieder auf Finanzfragen reduziert. 

			Der Kern der Kooperation in der Kultusministerkonferenz ist aber die Bildungspolitik im Sinne der Entwicklung von Bildungsstandards, Maßnahmen zur Qualitätssicherung und des Bildungsmonitorings. Im Rahmen der KMK sind in den vergangenen Jahrzehnten große Fortschritte auf diesen Gebieten gemacht worden. Dies war nicht zuletzt den Ergebnissen der internationalen Leistungsvergleichsstudien geschuldet, die deutlich gemacht hatten, dass nicht nur das »deutsche Schulsystem« insgesamt einem internationalen Vergleich nicht standhalten konnte, sondern dies auf einige Länder besonders zutraf. Die zu Recht von Schülern und Eltern geforderte Vergleichbarkeit und Transparenz von Leistungsbewertungen steht einer Regionalisierung gegenüber, die die Gestaltung von Schule und Unterricht immer auch auf die Bedürfnisse vor Ort zuschneiden will und muss – dies betrifft den Unterricht in einsamen Bergdörfern, den Halligen und den besonderen Herausforderungen in den Großstädten gleichermaßen – wenn auch je unterschiedlich! Lebensnahe Beispiele, die Schülerinnen und Schülern Wissen und Fähigkeiten vermitteln, können mithin regional ganz unterschiedlich sein: seien es Beispiele aus der Automobilherstellung in Zuffenhausen und Ingolstadt, oder des Schiffbaus in Papenburg, Rostock und Kiel. Die Prinzipien der Mechanik, die Funktion von Motoren und die Gesetze der Elektronik bleiben davon unberührt. Oder man denke an den Biologieunterricht: ein Ökosystem begreifbar und erfassbar zu machen, bleibt eine Aufgabe von Schule, ob am Beispiel der Nordseeküste oder des Alpenrandes. Auch bei der Auswahl von Literatur würde kaum jemand behaupten wollen, dass es eine ganz spezifische und abschließende Liste von Werken geben könne, die Schülerinnen und Schüler in ganz Deutschland zur allgemeinen Hochschulreife befähigen. 

			Die Bildungsstandards sollen dafür sorgen, dass die vermittelten Fähigkeiten und Kompetenzen, und damit auch die erworbenen Bildungsabschlüsse, transparent und vergleichbar sind. Das ist eine Frage der Bildungs-, vor allem aber auch eine Frage der Leistungsgerechtigkeit. Zuletzt wurde diese Forderung noch einmal höchstrichterlich im Dezember 2017 durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts hervorgehoben. Die Richter urteilten, dass eine Zulassung zum Medizinstudium allein auf Grundlage der Abiturnote (Numerus Clausus) kein ausreichend objektives Zulassungsverfahren sei, und führten weiter aus, dass die erforderliche Vergleichbarkeit von Abiturnoten über Landesgrenzen hinweg weder derzeit hinreichend gegeben noch zeitnah herzustellen sei.

			Ganz grundsätzlich gilt, dass wir in der Bildungspolitik viel präziser zwischen systemischen Entscheidungen auf der Makroebene und den konkreten Fragestellungen auf der Mikroebene unterscheiden müssen. Gerade in letzterem Fall unterscheiden sich die Länder schon allein durch die Frage, wer die Schulträger sind, wie die nachgeordneten Behörden der Schulaufsicht strukturiert sind und wie viel Spielraum zur Veränderung die Schulen vor Ort haben. Die Erfahrung lehrt, dass große bildungspolitische Weichenstellungen nur wenige unmittelbare Effekte haben, bzw. sich diese in kurzer Zeit empirisch nicht belegen lassen. Die Umsetzung und Implementierung benötigt Zeit. Auch bis Effekte so messbar werden, dass sie den empirischen Ansprüchen an Reliabilität genügen, muss einige Zeit verstreichen, in der Maßnahmen fruchten können. 

			Dieses Wissen erfordert von uns Politikerinnen und Politikern auch eine andere Herangehensweise in der Kommunikation, z.B. mit Eltern. Viele Eltern von Viertklässlern kennen noch ein ganz anderes Schulsystem. Ihre Vorstellung von Schule, von Lernen und von Lerninhalten ist 20, eher 30 Jahre alt. Die Ansprüche vieler Eltern decken sich mit ihrer Erinnerung an die eigene Kindheit. Und diese Erinnerung ist nicht nur nostalgisch; sie ist auch sicher trügerisch und beschönigend. Dies führt dazu, dass es einem in der Bildungspolitik geht, wie beim Fußball: Wir sind ein Volk von Nationaltrainern. Jeder weiß über Schule Bescheid, denn er hat ja selbst eine besucht! 

			Schule ist nicht der Reparaturbetrieb unserer Gesellschaft. Wenn in den Unternehmen und an den Universitäten heute davon gesprochen wird, dass die Auszubildenden und Studierenden weder pünktlich, noch selbstorganisiert noch zuverlässig sind, dann ist das nicht nur eine Frage der Schulbildung. Das Elternhaus ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die persönliche Entwicklung. 

			Wissenschaftlich basierte Handlungskonzepte anstatt politischer Positionierungen aus dem Bauch heraus zur Grundlage der Entscheidungen der Bildungspolitik zu machen, stärkt das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die politischen Entscheidungen. Ich erlebe in den Diskussionen mit den Kolleginnen und Kollegen der Länder in diesem Sinne eine stetige Versachlichung auf Basis der empirischen Bildungsforschung. Natürlich haben wir alle unsere bildungspolitische Sozialisation und eigene Erfahrungen, aber dennoch findet eine De-Ideologisierung statt. In manchen Bundesländern wird mehr Wert auf die Eigenständigkeit des Schulsystems gelegt als in anderen. Die klassische Trennung in A- und B-Länder, wie sie sich zu Zeiten der Bonner Republik etabliert hat, ist durch vielfältige Koalitionen in den Bundesländern ohnehin schon heute in dieser Form nicht mehr gültig. 

			Transparenz erfordert von uns Bildungspolitikern die stärkere Bereitschaft, uns für Erfolgskontrollen zu öffnen. Regelmäßige Lernstandsüberprüfungen haben nicht zum Ziel, einen Klassenbesten innerhalb der Bundesländer zu ermitteln. Es geht darum zu überprüfen, ob die jeweiligen Leistungsniveaus gemessen an den gemeinsam vereinbarten Bildungsstandards erreicht werden und vergleichbar sind. Die Umsetzung von Best Practice muss auch zwischen den Ländern selbst verstärkt werden, und die Kooperation bei Zukunftsprojekten sollte der Regelfall sein. 

			Der Kulturministerkonferenz kommt eine besondere Rolle und Funktion zu. Sie ist Plattform und Medium für die Interessen von 16 Ländern mit ganz eigenen Zielen. Ob das Konsensprinzip weiterhin aufrechterhalten werden sollte, ist dabei zumindest eine Diskussion wert. Die Gefahr einer Umstellung auf Mehrheitsentscheidungen besteht darin, dass gemeinsame Entscheidungen noch weniger umgesetzt werden, als dies belang schon der Fall ist. Zudem müssen die verfassungsrechtlichen Bedenken im Blick auf eine gebotene gemeinsame Entwicklung der Bildungssysteme unter dem Gebot der Angleichung der Lebensbedingungen beachtet und abgewogen werden. Weil in letzter Konsequenz die Länder die Verantwortung tragen, spielt Transparenz eine so bedeutende Rolle. Umsetzungskontrolle von vereinbarten Maßnahmen beginnt mit nachvollziehbaren Prozessen auf Landesebene, die auch die interessierte Öffentlichkeit erreichen. Nur so kann der Bildungsföderalismus das Vertrauen zurückgewinnen, das er offenbar in der Vergangenheit verloren hat. Mehr Transparenz und Vergleichbarkeit werden aber auch unmittelbare Auswirkungen auf den Schulalltag vieler Schülerinnen und Schüler haben. 

			Unser Ziel muss also eine Stärkung der Kooperation im Bildungsföderalismus sein. Wie soll dieses Ziel erreicht werden? Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD legt in Punkt IV. 1. fest, dass ein Nationaler Bildungsrat nach dem Vorbild des Nationalen Wissenschaftsrates gegründet werden soll. Das Ziel dieser Einrichtung ist klar definiert: »Der Nationale Bildungsrat soll auf Grundlage der empirischen Bildungs- und Wissenschaftsforschung Vorschläge für mehr Transparenz, Qualität und Vergleichbarkeit im Bildungswesen vorlegen und dazu beitragen, sich über die zukünftigen Ziele und Entwicklungen im Bildungswesen zu verständigen und die Zusammenarbeit der beteiligten politischen Ebenen bei der Gestaltung der Bildungsangebote über die ganze Bildungsbiographie hinweg zu fördern.« Wenn es gelingt, den Nationalen Bildungsrat ähnlich wie den Wissenschaftsrat zu einem anerkannten Beratungsgremium zu machen, wäre das ein Gewinn für die Bildungslandschaft in Deutschland, für die Gestaltung der Bildungspolitik in jedem einzelnen Land und für die gezielte Kooperation der Länder untereinander. 

			Zugleich gilt aber auch: Die Herstellung eines Rahmens für mehr Vergleichbarkeit und Transparenz obliegt den Ländern und nur den Ländern! Deshalb haben sich die Länder auf den Weg gemacht, Konsequenzen aus der nicht immer hinreichend verbindlichen Zusammenarbeit der vergangenen Jahre zu ziehen. Ein neuer Bildungsstaatsvertrag wird derzeit von den Ländern für die Kultusministerkonferenz erarbeitet. In diesem Staatsvertrag sollen neben Bildungsstandards für den Primarbereich, ein weiterentwickeltes Bildungsmonitoring und die Nutzung von Schulleistungsstudien sowie gemeinsame Standards für die Erstellung von Bildungsstatistiken auch grundlegende Fragen der Lehrerbildung, der Beruflichen Bildung oder der Zukunft des Lernens in der digitalisierten Welt geklärt und vereinbart werden. Faire Partnerschaft sorgt für Transparenz, Vergleichbarkeit, Wissenstransfer und Synergien.

			Kooperation mit dem Bund muss dabei weder grundsätzlich ausgeschlossen noch verteufelt werden. Bund und Länder stehen hier mehr denn je in einer Verantwortungsgemeinschaft. Diese gilt es in den kommenden Monaten und Jahren fair und vertrauensvoll zu gestalten und damit die Stärke des Bildungsföderalismus zu beweisen.


Endnoten


			
      
        * Karin Prien ist Bildungsministerin des Landes Schleswig-Holstein.

		



				
					1	Zum Beispiel Bitkom Marktforschung für die digitale Wirtschaft vom März 2018.
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			Bildungsföderalismus für mündige Bürger


			Wenn die deutsche Öffentlichkeit ein politisches Problem sieht, reagiert sie meistens mit einem Reflex: Der Bund soll es richten. Wenn etwas wichtig ist oder wenn etwas viel Geld kostet, dann sehen Politiker, Journalisten und die breite Bevölkerung eine Zentralisierung der Zuständigkeit beim Bund und finanzielle Zuschüsse des Bundes ganz selbstverständlich als die einzig sinnvolle Lösung an.

			Bildung ist wichtig und teuer. Deshalb verwundert es nicht, dass die Bundesregierung gerade in diesem Politikfeld dem Zentralisierungsreflex nachgibt. Mit Verweis auf die »gewachsenen Herausfor­derungen« und den »hohen Investitionsbedarf« (Deutscher Bundestag 2018, S. 1) will sie »gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen« in die Bildungsinfrastruktur durch Finanzhilfen des Bundes fördern (Deutscher Bundestag 2018, S. 10). Im Vorgriff auf die dazu notwendige Grundgesetzänderung plant sie, mit den Ländern einen »Digitalpakt« zu vereinbaren, in dessen Rahmen insgesamt 5,5 Mrd. Euro für Investitionen in digitale Infrastruktur ausgegeben werden sollen (vgl. BMBF 2019).

			Schon im Zuge der Neuordnung des Länder­finanzausgleichs im Jahr 2017 wurde mit Art. 104c GG erstmals eine Finanzhilfe des Bundes im Bereich der Schulpolitik eingeführt. Während diese Vorschrift in ihrer geltenden Fassung die Zuschüsse des Bundes auf Infrastrukturaufwendungen finanzschwacher Kommunen begrenzt, weitet die am 29. November 2018 vom Bundestag beschlossene und am 14.Dezember 2018 vom Bundesrat an den Vermittlungsausschuss verwiesene Grundgesetzänderung die Möglichkeiten des Bundes deutlich aus. Zum einen entfällt die Begrenzung auf finanzschwache Kommunen, so dass auch steuerstarke Kommunen und alle Länder in den Genuss von Finanzhilfen kommen können. Zum anderen werden nicht nur die Sachinvestitionen in Infrastruktur, also vor allem Gebäudesanierung und Schulneubau, gefördert, sondern auch »mit diesen verbundene besondere unmittelbare Kosten« (Art. 1 Nr. 2 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 104c, 104d, 125c, 143e), Bundestagsbeschluss vom 29. November 2018, vgl. Bundesrat 2018).

			Für jemanden, der an mündige Bürger glaubt, ist es befremdlich, dass »große Herausforderungen« nur zentral zu bewältigen sein sollen. Schließlich ist doch anzunehmen, dass Bürger sich gerade bei wichtigen, bedeutsamen Fragen die Mühe machen, wohlüberlegt zu entscheiden und sich als Wähler gut zu informieren. Im Vertrauen auf das verantwortliche Eigen­interesse der direkt Betroffenen setzt die freiheitliche Rechtsordnung daher grundsätzlich auf Bürgernähe und Subsidiarität, statt alle öffentlichen Entscheidungen von vorneherein der höchsten Ebene zuzuordnen.

			Ökonomisch finden Bürgernähe und Subsidiaritätsprinzip ihre Begründung darin, dass die Vorstellungen, wie Bildungspolitik gestaltet werden sollte, zwischen Regionen unterschiedlich sein können. Deshalb enttäuscht eine einheitliche, zentral gesteuerte Politik eine größere Anzahl an Bürgern als dezentrale, je nach Präferenzen unterschiedliche Entscheidungen. Die jahrzehntelange Auseinandersetzung zwischen den Anhängern des gegliederten Schulsystems und der Gesamtschule zeigt, dass solche Unterschiede gerade in zentralen Fragen des Bildungs­wesens existieren. Auch die offenkundig divergierenden Leistungsanforderungen im Abitur weisen auf unterschiedliche Abwägungen zwischen dem Vorteil einer hohen Abiturientenzahl und der Leistungsstärke des einzelnen Absolventen hin.

			Die Maxime, bedeutsame Politikfelder seien im Konsens zentral zu treffen, spiegelt eine Überzeugung wider, die auch in anderen gesellschaftlichen Be­­reichen zunehmend geäußert wird: Zwar sind Demokratie und Bürgernähe grundsätzlich wünschenswert, von wichtigen und komplexen Entscheidungen müssen die Bürger, und konsequenterweise auch ihre engsten Vertreter in Gemeinderäten und Landtagen, aber möglichst ferngehalten werden. Aus der Ansicht, die Länder seien den Herausforderungen der Bildungspolitik ohne Hilfe und Vorgaben des Bundes nicht gewachsen, spricht in diesem Sinne im Grunde ein Misstrauen gegen das Verantwortungsbewusstsein und die Kompetenz der Landesregierungen und Landtage, so als ob diese weniger an guten Bildungsergebnissen interessiert seien oder die Herausfor­derungen der Digitalisierung nicht erkennen könnten.

			Überzeugend kann eine stärkere Beteiligung des Bundes an der Bildungspolitik nur begründet werden, wenn dezentrale Zuständigkeit der Länder systematisch zu Fehlentscheidungen führt. Die Finanzwissenschaft kennt vor allem zwei Fallgruppen, in denen dies zu erwarten ist. Zum einen können manche öffent­liche Investitionen zwar nützlich, aber mit so hohen Fixkosten verbunden sein, dass sich nur eine oder wenige Einrichtungen lohnen. Hier könnte man an Forschungseinrichtungen oder auch an Stabs­abteilungen denken, die thematisch fokussiert Bildungsthemen bearbeiten, oder an hoch­spezialisierte Schulen wie beispielsweise Internate mit Angeboten im Leistungssport oder in professioneller künstlerischer Ausbildung. Für den laufenden Schulbetrieb kann aber von derartigen Skalenerträgen keine Rede sein, die Kosten einer qualitativ adäquaten allgemeinbildenden Schule sind sicherlich weitgehend pro­portional zur Schülerzahl. Auch die im Digitalpakt vorgesehenen Investitionen in »breitbandige Ver­kabelung der Schulen, die W-LAN-Ausleuchtung sowie stationäre Endgeräte« (BMBF 2019, Nr. 6) lassen sich gerade nicht an einem Ort zentral bereitstellen, so dass Fixkosten offenbar kein Argument für eine Finanzierung durch den Bund liefern.

			Eine Korrektur dezentraler Entscheidungen ist auch dann angezeigt, wenn Ausgaben eines Landes den Bürgern anderer Länder zu Gute kommen. So beobachtet man bedeutsame und asymmetrische Wanderungen von Studentinnen und Studenten, die manche Länder dazu veranlassen, ihre eigenen Hochschulausgaben zu reduzieren (vgl. Büttner und Schwager 2004). Bei den allgemeinbildenden Schulen ist eine solche grenzüberschreitende Nutzung angesichts der täglichen Anfahrtswege dagegen allenfalls entlang einer Ländergrenze denkbar. Auch dort können die Länder aber den Schulbesuch von gebietsfremden Kindern steuern und ggf. ausschließen. Zudem gibt es für solche Situationen passendere, bilaterale Lösungen, etwa Ausgleichszahlungen oder die gegenseitige Öffnung spezialisierter Schulangebote für Kinder aus dem Nachbarland.

			Fehlt aber nicht den Ländern schlicht das Geld für eine gute Bildungspolitik und für eine hochwertige Ausstattung mit digitaler Infrastruktur? Nein. Im Gegenteil, es ist erstaunlich, dass weniger als zwei Jahre, nachdem der Bund den Ländern im Rahmen der Neuordnung des Länderfinanzausgleichs ca. 9,7Mrd. Euro jährlich an zusätzlichen Steuereinnahmen zu­­gestanden hat (vgl. BMF 2017, S. 8), den Ländern schon wieder die Mittel fehlen sollen, um ihre wichtigste Aufgabe wahrzunehmen. Tatsächlich weist der Länder­finanzausgleich auch den finanzschwachen Ländern so viele Mittel zu, dass sie annähernd die durchschnittlichen Pro-Kopf-Ausgaben tätigen können. Wenn dennoch einzelne Länder weniger für Bildung ausgeben als andere, so spiegelt das eher eine Prioritätensetzung wider als mangelnde Finanzkraft. So variierte 2016 der Anteil der unmittelbaren Ausgaben (Land und Kommunen) für allgemeinbildende und berufliche Schulen an allen unmittelbaren Aus­gaben bei den Flächenländern zwischen 12,2% in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern und 15,4% in Bayern, und bei den Stadtstaaten zwischen 10,4% in Bremen und 13,7% in Berlin (vgl. Statistisches Bundesamt 2018, Tab. 4.2). Dass auch finanzschwache Länder bei entsprechender Priorisierung hohe Bildungsausgaben realisieren können, zeigen die Beispiele Niedersachsens und Thüringens. Diese Länder geben mit 773 Euro bzw. 754 Euro mehr Geld pro Einwohner für allgemeinbildende und berufliche Schulen aus als der Durchschnitt der Flächenländer (728Euro; Statistisches Bundesamt 2018, Tab 3.2, eigene Berechnung).

			Wenn Bundespolitiker davon sprechen, durch vertikale Zuweisungen bestimmte Aufgaben der Länder zu fördern, könnte man fast denken, der Bund hätte freie Mittel übrig, die ihm gehören und die er nun großzügig und väterlich an die Länder austeilt. Jeder Euro, den der Bund für den Digitalpakt ausgibt, muss aber natürlich den Bürgern aller Länder durch Steuern abgenommen werden oder fehlt bei zentralstaatlichen Aufgaben wie etwa der überregionalen Verkehrsinfrastruktur oder den Stromnetzen. Wenn wirklich Konsens darüber besteht, dass Bildung relativ zu diesen Aufgaben wichtiger geworden ist, dann muss anstelle diskretionär gewährter Zuweisungen die vertikale Steuerverteilung grundsätzlich zu Gunsten der Länder geändert werden.

			Es ist allerdings fraglich, ob man Bildungsergebnisse allein durch bessere materielle Ausstattung verbessern kann (vgl. Hanushek 2006). Als wesentliche Erfolgsfaktoren müssen Autonomie der Schulen und Verantwortlichkeit der zuständigen Entscheidungsträger hinzutreten (vgl. Hanushek et al. 2013). Schulträger und Schulleiter kennen die Bedürfnisse der Schüler vor Ort am besten und müssen die Möglichkeit haben, durch Auswahl der Lehrer, Organisation des Unterrichts und Gestaltung der Lehrinhalte und -methoden darauf einzugehen. Die Länder sind gefordert, Schulen mehr Gestaltungsmöglichkeiten und Eltern mehr Wahlmöglichkeiten einzuräumen. Autonomie bedeutet aber auch, die Zuständigkeit für die Schulpolitik so nah wie möglich bei den Betroffenen anzusiedeln. Die vorgeschlagene Grundgesetzänderung geht jedoch genau in die andere Richtung: So wie Professoren bei der Konzeption von Studienangeboten den Akkreditierungsanforderungen Priorität vor der eigenen wissenschaftlichen Überzeugung einräumen, werden Schulträger ihre pädagogischen Entscheidungen an den Auflagen ausrichten, die die Bundesregierung mit dem jeweils aktuellen Finanzhilfeprogramm verbindet, statt auf die lokalen Bedürfnisse einzugehen.

			Zur Autonomie gehört es, Verantwortung für die Konsequenzen der eigenen Entscheidungen zu übernehmen. Deshalb sind objektive Leistungsprüfungen, an Hand derer Eltern und Wähler die Qualität einer Schule oder der Schulpolitik eines Landes beurteilen können, ein wesentliches Element der Schulpolitik. Das bedeutet nicht notwendigerweise bundesweit zentralisierte Prüfungsstandards, denn diese würden Schüler aus manchen Ländern überfordern und diejenigen aus anderen Ländern zu wenig anspornen. Prüfungsstandards müssen aber deutlich kommu­niziert werden und vergleichbar sein. Zudem muss es den Adressaten der Zeugnisse, also weiterführenden Schulen, Universitäten und Unternehmen, gestattet sein, bei der Auswahl von Bewerberinnen und Bewerbern die unterschiedlichen Standards »einzupreisen«. Einen, wenn auch zentralistisch-bürokratisch umgesetzten, Schritt in diese Richtung geht die neue Vereinbarung der Kultusministerkonferenz zur Zulassung zum Medizinstudium (vgl. KMK 2018), gemäß der die unterschiedlichen Anforderungsniveaus im Abitur durch Länderquoten berücksichtigt werden sollen.

			Die Transparenz hinsichtlich der Leistungen von Schulen könnte in Deutschland stark verbessert werden. So sind wissenschaftliche Vergleiche der Leistungsfähigkeit der Schulsysteme der Länder nach wie vor schwierig (vgl. Bildungsökonomischer Ausschuss 2013). Für Eltern sind Informationen zu päda­gogischen Konzepten, Durchschnittsnoten, Übertrittsquoten an weiterführende Schulen u.ä. wichtig, um die für die eigenen Kinder passende Schule auszuwählen und um Fehlentwicklungen mit den Schulleitungen zu besprechen. Die Kultusministerien könnten hier helfen, indem sie solche Informationen systematisch aufbereiten und einfach zugänglich bereitstellen. In einer Gesellschaft mündiger Bürger tragen solche Informationsangebote wahrscheinlich mehr zu besseren Schülerleistungen bei als selbst die modernste digitale Infrastruktur.
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			Internationale Abkommen und Regierungswechsel: 

			Evidenz zum NATO-Zwei-Prozent-Ziel1

		

		
			Beim Vereinbaren von internationalen Abkommen und Verträgen haben nationale Regierungen ein Selbstbindungsproblem: Sie sagen ihren Regierungspartnern aus anderen Ländern zu, dass sich ihr Heimatland in der Zukunft an heute vereinbarte internationale Abkommen und Verträge halten wird. Doch wissen die demokratisch gewählten Regierungen gar nicht, ob sie in Zukunft noch im Amt sind und sich an die vereinbarten internationalen Abkommen und Verträge halten können. Vielmehr könnten sie im Heimatland abgewählt werden, und die Nachfolgeregierung hält von den Vereinbarungen überhaupt nichts. In einer neuen Studie haben wir untersucht, ob Länder mit deutlichen Regierungswechseln das Zwei-Prozent-Ziel der NATO weniger zielstrebig umsetzen als Länder, in denen es keine Regierungswechsel gab (Blum und Potrafke 2019).

		

		
			Zeitinkonsistentes Verhalten erschwert die Einhaltung internationaler Abkommen 

			Das grundsätzliche Problem bei der Einhaltung internationaler Abkommen ist, dass zuvor getroffene Entscheidungen heute nicht mehr zu optimalen Ergebnissen führen müssen; politische Entscheidungen können somit zeitinkonsistent sein (vgl. Kydland and Prescott 1977, Barro and Gordon 1983). Dies liegt beispielsweise an Wahlen, die in einer Demokratie regelmäßig gewonnen werden müssen, oder auch an Entscheidungen anderer Regierungen, die früher getroffene Vereinbarungen ex post nicht mehr optimal erscheinen lassen – auch wenn sie dies langfristig möglicherweise sind. Wissenschaftler haben diese Problematik im Kontext von internationalen Klimaabkommen (vgl. Hovi et al. 2009; Barrett und Stavins 2003), Abkommen zur Vermeidung von Ölverschmutzungen durch Tanker auf See (vgl. Mitchell 1994), Verboten von Kapitalmarktkontrollen (Simmons 2000), internationalen Gesetzen gegen Menschenhandel (Cho und Vadlamannati 2012) oder Verträgen zur Einhaltung von Menschenrechten (Keith 1999; Hathaway 2002; Neumayer 2005) erforscht. Das Ergebnis: Politische Prozesse, mit der Einhaltung verbundene Kosten, positive Anreize, Akzeptanz der Abkommen, Transparenz und Nachvollziehbarkeit über deren Einhaltung sowie Reputationserwägungen beeinflussen, ob internationale Verträge eingehalten werden.  

			Der Effekt von Regierungswechseln auf das Einhalten von internationalen Abkommen wurde bislang nicht untersucht. Das 2014 von allen Staats- und Regierungschefs der NATO beschlossene Zwei-Prozent-Ziel der NATO ist seit dem wachsenden Konflikt mit Russland und der Kenntnis über den desolaten Zustand der Bundeswehr verstärkt in die öffentliche Wahrnehmung gerückt und bietet sich als Untersuchungsgegenstand hierfür besonders an.

			Das NATO-Zwei-Prozent-Ziel soll Trittbrettfahren innerhalb der Allianz verhindern

			Schon seit den frühen Jahren der NATO wird unter den Mitgliedstaaten die Problematik des Trittbrettfahrens auf Kosten der größeren und mächtigeren Verbündeten, vorrangig der Vereinigten Staaten, diskutiert. Aufgrund der Nicht-Rivalität von nuklearer Abschreckung und gemeinsamer Verteidigung im Bündnisfall sowie der Tatsache, dass Partner innerhalb dieses Bündnisses nicht von diesen Vorzügen ausgeschlossen werden können, stellen Verteidigungsausgaben ein öffentliches Gut innerhalb der NATO dar (vgl. Olson und Zeckhauser 1966). Die Bereitstellung öffentlicher Güter führt zu Marktversagen und Trittbrettfahrerproblematiken, so dass das öffentliche Gut nur unterhalb seines Pareto-optimalen Niveaus bereitgestellt wird. Bündnispartner profitieren allerdings nicht von allen Elementen der Verteidigungsausgaben eines Landes; somit sind diese Ausgaben teilweise auch private Güter. Wissenschaftler sind daher der Frage nachgegangen, inwieweit die Verteidigungsausgaben von NATO-Partnern Substitute oder Komplemente sind und es tatsächlich zum Trittbrettfahren innerhalb der Nato kommt (vgl. Murdoch und Sandler 1984; Oneal 1990; Sandler 1993; Hartley und Sandler 1999; Plümper und Neumayer 2015; George und Sandler 2018).

			Ein Ziel von 2% Verteidigungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) wurde auf dem NATO-Gipfel in Prag 2002 erstmals konkret für Beitrittsländer diskutiert und auf dem NATO-Gipfel in Riga vier Jahre später auch für Mitgliedsländer.2 Die russische Annexion der Krim im März 2014 sowie der Konflikt in der Ostukraine zeigten eine veränderte Sicherheitslage für die NATO-Länder gegenüber Russland auf. Auch unter diesem Eindruck wurde auf dem NATO-Gipfel im September 2014 in Wales schließlich für alle NATO-Mitgliedstaaten bindend festgeschrieben, bis zum Jahre 2024 ein Ausgabenziel von 2% des BIP erreicht zu haben. 

			Da es sich bei der NATO um eine konsensbasierte, zwischenstaatliche und keine Organisation mit überstaatlicher Gerichtsbarkeit (wie beispielweise die EU) handelt, sind Sanktionen im Falle der Nichteinhaltung des Zwei-Prozent-Ziels nicht vorgesehen. Der Weg zu den 2% und die Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels im Jahr 2024 ist überprüfbar und transparent, da sowohl die NATO als auch andere Organisationen wie beispielsweise das Internationale Friedensforschungsinstitut in Stockholm (SIPRI) Verteidigungsausgaben erfasst. Doch die tatsächliche Einhaltung ist alles andere als sicher: Länder, die noch weit von den 2% entfernt sind, kritisieren oftmals, dass ein rein quantitativer und monetärer Indikator unzureichend sei, um den Beitrag eines Landes zum Verteidigungsbündnis zu messen. In den Vereinigten Staaten von Amerika wiederum, die auf dem Zwei-Prozent-Ziel bestehen und dieses bereits erfüllen, entfällt ein beträchtlicher Teil der Verteidigungsausgaben auf Aktivitäten im Pazifik, welche für die europäischen Bündnispartner kaum eine Rolle spielen. Ländern unterhalb der 2% ist dagegen auch bewusst, dass höhere Militärausgaben oftmals unpopulär sind und öffentliche Ausgaben in anderen Bereichen dafür reduziert werden müssen, wenn die gesamten Staatsausgaben nicht außerordentlich steigen sollen. Da negative Anreize wie Sanktionen im Falle der Nichteinhaltung des Zwei-Prozent-Ziels nicht bestehen, ist es fraglich, inwieweit sich Regierungen an dieses Ausgabenziel halten, wenn dieses unter der Vorgängerregierung vereinbart wurde.

			Wer 2024 bei zwei prozent sein will, muss heute seine Ausgaben erhöhen

			Faktisch kann die Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels gemäß den Beschlüssen vom September 2014 erst im Jahr 2024 überprüft werden. Insbesondere für Länder weit unterhalb der Zwei-Prozent-Marke ist der Aufrüstungsprozess allerdings ein langfristiger, sofern man auch jenseits von 2024 das Zwei-Prozent-Ziel erfüllen will. Seit 2014 lässt sich daher ein Anstieg der Verteidigungsausgaben für die meisten Länder, welche noch unterhalb Zwei-Prozent-Ziels sind, beobachten. Durchgehend über 2% liegen bisher nur Griechenland, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten; seit 2014 haben diese ihre Verteidigungsausgaben eher konstant gehalten. Estland und Polen durchbrachen die Zwei-Prozent-Marke im Jahr 2015 (wenngleich Polen diese Marke im Jahr 2017 wieder unterbot). Lettland, Litauen und Rumänien steigerten nach 2014 ihre Militärausgaben von damals um 1% des BIP drastisch und dürften 2018 die Zwei-Prozent-Marke fast erreicht haben (vgl. Abb. 1).3 Während die durchschnittlichen Wachstumsraten der Militärausgaben der einzelnen NATO-Staaten bis 2014 noch negativ waren, so sind diese seit 2015 positiv. Im Jahr 2015 hatten noch ebenso viele Länder ihre Verteidigungsausgaben erhöht wie gesenkt (jeweils 13 Staaten). Im Jahr 2016 war das Verhältnis der Länder, die ihre Verteidigungsausgaben erhöhten, zu denen, die sie senkten, bereits 14 zu zehn; dieses Verhältnis veränderte sich 2017 weiter zu 17 zu zehn und lag 2018 vermutlich bei 21 zu vier. 
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			Wie unterscheiden sich allerdings die Wachstumsraten der Staaten, in denen es seit dem NATO-Gipfel vom September 2014 zu Regierungswechseln kam, zu den Staaten, in denen die Regierung, die das Zwei-Prozent-Ziel im September 2014 beschlossen hat, noch im Amt ist? 

			Zahlreiche Regierungen vom September 2014 sind bereits nicht mehr im Amt

			Die parteipolitische Zusammensetzung von Regierungen messen wir mit dem Indikator von Potrafke (2009), der die Werte 1 und 2 für rechte, 3 für Regierungen der politischen Mitte und 4 und 5 für linke Regierungen annimmt. Wir unterscheiden zwischen kleinen Regierungswechseln, bei denen die Differenz des Indikators zwischen der alten und der neuen Regierung einen Punkt beträgt (beispielsweise ein Wechsel von einer Regierung der Mitte zu einer linken Regierung) und großen Regierungswechseln, bei denen die Differenz des Indikators der alten und der neuen Regierung mindestens zwei Punkte beträgt (beispielsweise ein Wechsel von einer rechten zu einer linken Regierung). Zu erwarten ist, dass sich insbesondere neue Regierungen nach großen Regierungswechseln eher nicht an Vereinbarungen der Vorgängerregierung halten: Hier sind die programmatischen Unterschiede zwischen alter und neuer Regierung schließlich besonders groß. Bei kleineren Regierungswechseln sollte der Effekt geringer sein. Von einer Regierung, die sich beim NATO-Gipfel in Wales 2014 für das Einhalten des Zwei-Prozent-Ziels ausgesprochen hat und bis heute nicht abgewählt wurde, kann am ehesten erwartet werden, dass sie sich nach Kräften für die Einhaltung des Zwei-Prozent-Ziels einsetzt. 

			Unabhängig vom Umstand eines Regierungswechsels an sich könnte auch eine Rolle spielen, ob eine rechte eine linke Regierung ablöst oder umgekehrt. Zu erwarten ist, dass rechte Regierungen höhere Verteidigungsausgaben tätigen als linke Regierungen, weil sie dem Militär ideologisch näherstehen als linke Regierungen. Die empirische Evidenz zum Effekt von Regierungsideologie auf Verteidigungsausgaben ist jedoch gemischt (vgl. z.B. Potrafke 2011; Kauder und Potrafke 2016; Bove et al. 2017, Nordvang 2018 sowie Potrafke 2017 und 2018 für Übersichtsartikel zu Effekten von Regierungsideologie in Industrieländern). Wir kontrollieren in unserem ökonometrischen Modell für Regierungsideologie.

			Regierungswechsel haben einen negativen Einfluss auf die Wachstumsraten der Verteidigungsausgaben

			In unserem Datensatz für 27 NATO-Staaten4 gab es insgesamt zehn kleine und sieben große Regierungswechsel seit dem NATO-Gipfel im September 2014. Die großen Regierungswechsel traten in Dänemark, Kanada, Kroatien, Portugal, Spanien, den Vereinigten Staaten und Italien auf. Die Vereinigten Staaten sind das einzige Land im Beobachtungszeitrum mit einem großen Regierungswechsel, welches bereits heute mehr als 2% seines BIP für Verteidigung ausgibt. Abbildung 2 zeigt Beobachtungen für Länder oberhalb von 2% Verteidigungsausgaben, unterhalb des Zwei-Prozent-Ziels ohne jeglichen Regierungswechsel sowie mit entweder kleinem oder großem Regierungswechsel: Die Wachstumsrate der Verteidigungsausgaben für Länder unterhalb des Zwei-Prozent-Ziels betrug im Durchschnitt 6,1% in Ländern ohne jeglichen Regierungswechsel, 3,8% in Ländern nach kleinem Regierungswechsel und 0,9% in Ländern mit großem Regierungswechsel. Diese Mittelwerte deuten darauf hin, dass sich neue Regierungen, die parteipolitisch besonders wenig mit der Vorgängerregierung zu tun hatten, mit geringerer Wahrscheinlichkeit an das Zwei-Prozent-Ziel halten, als Regierungen, die beim Gipfel in Wales zugestimmt haben und danach noch einige Jahre im Amt waren. 
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			Neben einem unkonditionierten Mittelwertvergleich haben wir den Effekt kleiner und großer Regierungswechsel in einem multivariaten Panelregressionsmodell getestet. Basis hierfür bieten Studien, die Nachfragefunktionen für Militärausgaben schätzen (vgl. hierzu Dunne und Perlo-Freeman 2003; Collier und Hoeffler 2007; Albalate et al. 2012 sowie Blum 2018 und 2019). Als Kontrollvariablen haben wir daher kriegerische Konflikte, interne Bedrohungslagen und die Nähe zu Russland – insbesondere seit dem Krim-Konflikt – berücksichtigt und auch für sozioökonomische und fiskalpolitische Faktoren kontrolliert. Das Ergebnis: Auch bei Berücksichtigung zahlreicher weiterer Faktoren, die die Militärausgaben eines Staates determinieren, ergibt sich ein statistisch signifikanter Zusammenhang zwischen großen Regierungswechseln und dem Bestreben, das Zwei-Prozent-Ziel zu erreichen. 

			Internationale Abkommen benötigen Anreize, damit sie eingehalten werden

			Internationale Vereinbarungen und Abkommen müssen derart gestaltet sein, dass die Einhaltung auch nach Regierungswechseln noch anreizkompatibel ist. Dies ist besonders heikel in zwischenstaatlichen Organisationen wie der NATO, da Vereinbarungen hier nicht dergestalt bindend sind, dass sie bei Nichteinhaltung Sanktionen nach sich ziehen. Zukünftige Forschung sollte daher Vorschläge erarbeiten, wie sichergestellt werden kann, dass sich nationale Regierungen an von ihnen unterzeichnete internationale Abkommen auch tatsächlich halten.

			Literatur

			Albalate, D., G. Bel und F. Elias (2012), »Institutional Determinants of Military Spending«, Journal of Comparative Economics 40, 279–290.

			Barrett, S. und R. Stavins (2003), »Increasing Participation and Compliance in International Climate Change Agreements«, International Environmental Agreements: Politics, Law and Economics 3, 349–376.

			Barro, R. J. und D. B. Gordon (1983), »A Positive Theory of Monetary Policy in a Natural Rate Model«, Journal of Political Economy 91(4), 589–610.

			Blum, J. (2018), »Defense Burden and the Effect of Democracy: Evidence from a Spatial Panel Analysis«, Defence and Peace Economics 29(6), 614–641.

			Blum, J. (2019), »The Impact of Democracy’s Third Wave on National Defense Spending: Evidence form a Spatial Panel Analysis 1972–2013«, unveröffentlichtes Manuskript. 

			Blum, J. und N. Potrafke (2019), »Does a Change of Government Influence Compliance with International Agreements? Empirical Evidence for the NATO Two Percent Target«, Defence and Peace Economics, im Erscheinen.

			Bove, V., G. Efthyvoulou und A. Navas (2017), »Political Cycles in Public Expenditure: Butter vs Guns«, Journal of Comparative Economics 45(3), 582–604.

			Cho, S.-Y. und K. C. Vadlamannati (2012), »Compliance with the Anti-Trafficking Protocol«, European Journal of Political Economy 28, 249–265.

			Collier, P. und A. Hoeffler (2007), »Unintended Consequences: Die Aid Promote Arms Races?«, Oxford Bulletin of Economics and Statistics 69(1), 1–27.

			Dunne, P. und S. Perlo-Freeman (2003), »The Demand for Military Spending in Developing Countries«, International Review of Applied Economics 17(1), 23–48.

			George, J. und T. Sandler (2018), »Demand for Military Spending in NATO, 1968–2015: A Spatial Panel Approach«, European Journal of Political Economy 53, 222–236.

			Hartley, K. und T. Sandler (1999), »NATO Burden-Sharing: Past and Future«, Journal of Peace Research 36(6), 665–680.

			Hathaway, O. (2002), »Do Human Rights Treaties Make a Difference?«, Yale Law Journal 111, 1935–2042.

			Hovi, J., D. F. Sprinz und A. Underdal (2009), »Implementing Long-term Climate Policy: Time Inconsistency, Domestic Politics, International Anarchy«, Global Environmental Politics 9(3), 20–39.

			Kauder, B. und N. Potrafke (2016), »The Growth in Military Expenditure in Germany 1951–2011: Did Parties Matter?«, Defence and Peace Economics 27(4), 503–519.

			Keith, L. C. (1999), »The United Nations International Convenant on Civil and Political Rights: Does it Make a Difference in Human Rights Behavior?«, Journal of Peace Research 36, 95–118.

			Kydland, F. E. und E. C. Prescott (1977), »Rules Rather than Discretion: The Inconsistency of Optimal Plans«, Journal of Political Economy 85(3), 473–492.

			Mitchell, R. B. (1994), »Regime Design Matters: Intentional Oil Pollution and Treaty Compliance«, International Organization 48(3), 425–458.

			Murdoch, J. C. und T. Sandler (1984), »Complementarity, Free Riding, and the Military Expenditures of NATO Allies«, Journal of Public Economics 25, 83–101.

			Neumayer, E. (2005), »Do International Human Right Treaties Improve Respect for Human Rights?«, Journal of Conflict Resolution 49(6), 925–953.

			Olson, M. und R. Zeckhauser (1966), »An Economic Theory of Alliances«, Review of Economics and Statistics 48(3),:266–279.

			Oneal, J. R. (1990), »Testing the Theory of Collective Action«, Journal of Conflict Resolution 34(3), 426–448.

			Potrafke, N. (2009), »Did Globalization Restrict Partisan Politics? An Empirical Evaluation of Social Expenditures in a Panel of OECD Countries«, Public Choice 140(1/2), 105–124.

			Potrafke, N. (2011), »Does Government Ideology Influence Budget Composition? Empirical Evidence from OECD Countries«, Economics of Governance 12(2), 101–134.

			Potrafke, N. (2017), »Partisan Politics: The Empirical Evidence from OECD Panel Studies«, Journal of Comparative Economics 45(4), 712–750.

			Potrafke, N. (2018), »Government ideology and economic policy-making in the United States – A survey«, Public Choice 174(1–2), 145–207.

			Plümper, T. und E. Neumayer (2015), »Free-riding in alliances: Testing an Old Theory with a New Method«, Conflict Management and Peace Science 32(3), 247–268.

			Sandler, T. (1993), »The Economic Theory of Alliances. A Survey«, Journal of Conflict Resolution 37(3), 446–483.

			Simmons, B. A. (2000), »International Law and State Behavior: Commitment and Compliance in International Monetary Affairs«, American Political Science Review 94(4), 819–835.


Endnoten



			1	Wir danken unserem Praktikanten Philip Kapitzke für die exzellente Unterstützung bei der Erstellung dieses Artikels.

		


			
				
					2	Die Höhe von 2% war hier vermutlich an das Ausgabeniveau von Beitrittsländern wie Polen und Tschechien beim Beitritt 1999 oder Bulgarien und Rumänien bei deren Beitritt 2004 angelehnt. Zudem waren 2% des BIP ungefähr das Niveau, mit dem viele NATO-Länder – unter anderem auch Deutschland – den Kalten Krieg erfolgreich beendet hatten.

				

				
					3	Länder in Nachbarschaft zu Russland, insbesondere die baltischen Staaten, dürften ihre Militärausgaben erstrangig aufgrund der Aggressionen Russlands seit 2014 erhöht haben und weniger aufgrund des Zwei-Prozent-Ziels. Im Regressionsmodell haben wir dafür kontrolliert.  

				

				
					4	Island verfügt über keine eigenen Streitkräfte, Montenegro wurde erst im Juni 2017 in die NATO aufgenommen. Beide Länder wurden in der Analyse daher nicht berücksichtigt.
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			Wirtschaftskonjunktur 2018: Prognose und Wirklichkeit

		

		
			Das ifo Institut beleuchtet seit Jahren kritisch die Güte der eigenen Konjunkturprognosen, die jeweils im Dezember eines Jahres t für das darauffolgende Kalenderjahr t + 1 abgegeben werden (vgl. Nierhaus 2018).1 Unter Einschluss der zum Prognosezeitpunkt noch unbekannten amtlichen Ergebnisse für das jeweilige Jahresendquartal umfasst der Prognosezeitraum damit fünf Quartale. Im folgenden Beitrag wird die ifo Prognose vom Dezember 2017 für das Jahr 2018 vor dem Hintergrund der am 15. Januar 2019 veröffentlichten amtlichen Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen diskutiert. Zudem wird auf die Prognosequalität des Instituts im langjährigen Durchschnitt eingegangen.

		

		
			Die Wirtschaftsentwicklung in Deutschland im Jahr 2018 verlief deutlich ungünstiger, als in der ifo Dezemberprognose 2017 vorausgeschätzt worden war. In der damaligen Prognose des ifo Instituts hatte es unter dem Titel »Deutsche Wirtschaft auf dem Weg in die Hochkonjunktur« geheißen: 

			»Der Aufschwung, in dem sich die deutsche Wirtschaft seit nunmehr 2013 befindet, hat sich in diesem Jahr merklich beschleunigt. In den ersten drei Quartalen legte das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt mit durchschnittlich 0,8% gegenüber dem Vorquartal zu. Damit weitet sich die gesamtwirtschaftliche Produktion annähernd doppelt so stark aus, wie aktuelle Schätzungen der Potenzialrate nahelegen. Entsprechend hat die Überauslastung der deutschen Wirtschaft deutlich zugenommen … In den kommenden beiden Jahren wird sich der Aufschwung in Deutschland fortsetzen, befördert von der Binnennachfrage und den Exporten. Der private Konsum wird kräftig expandieren, getrieben von steigenden Effektivlöhnen, zunehmenden Transfereinkommen und steigender Beschäftigung. Deutlich schwächer als bisher expandiert hingegen der öffentliche Konsum; hier schlägt sich die deutlich verringerte Fluchtmigration nieder. Angesichts des weiter zunehmenden Auslastungsgrads wird sich die kräftige Expansion der Unternehmensinvestitionen fortsetzen, wobei sich der konjunkturelle Anstieg der Investitionen in Ausrüstungen und in gewerbliche Bauten allmählich etwas abschwächen dürfe. Dies gilt auch für die Investitionen in Wohnbauten; darauf deutet jedenfalls der zu beobachtende Rückgang der Auftragsbestände sowie der Baugenehmigungen hin. Auch die Ausfuhren dürften im Prognosezeitraum nicht mehr ganz so kräftig wie bisher steigen, wenngleich die konjunkturelle Schlagzahl angesichts der großen weltwirtschaftlichen Dynamik beachtlich hoch bleiben wird.« (Wollmershäuser et al. 2017, S. 39 und 42).

			Die weltwirtschaftlichen Risiken, mit denen diese Prognose behaftet war, waren vom ifo Institut als weitgehend ausgeglichen erachtet worden. Ein abwärts gerichtetes Prognoserisiko wurde in einem möglichen Scheitern der Brexit-Verhandlungen zwischen Großbritannien und der EU gesehen. Käme es, anders als in der Prognose unterstellt, zu einem »harten Brexit«, so hätte dies vor allem für Großbritannien, aber auch für die EU deutlich negative wirtschaftliche Effekte. Würde der Handel in Zukunft auf Basis von WTO-Regeln erfolgen, so wäre das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf für das Vereinigte Königreich langfristig um 1,4% niedriger, das Pro-Kopf-Produkt der EU um 0,25%. Ein weiteres Risiko für die Weltwirtschaft stelle die Entwicklung in China dar. Dort habe sich die Verschuldung im Unternehmenssektor in den vergangenen Jahren massiv ausgeweitet und sei auf einem im internationalen Vergleich sehr hohen Niveau. Dadurch erhöhe sich das Finanzstabilitätsrisiko in China, z.B. infolge einer unerwartet raschen Normalisierung der US-amerikanischen Geldpolitik, die zu einem verstärkten Kapitalabfluss aus China führen könne. Ein schnelles Anheben der Leitzinsen in den USA könne etwa Folge der zwischen dem Senat und dem Repräsentantenhaus verhandelten Steuerpläne der US-Regierung sein. Für sich genommen stellten diese Pläne für die Prognose ein signifikantes Aufwärtsrisiko dar, da die US-Konjunktur durch die beabsichtigten Steuersenkungen kurzfristig deutlich stimuliert werden könne. Gleichzeitig könnte aber hierdurch auch die Staatsverschuldung der USA stark zunehmen, was möglicherweise zu einem Anstieg der weltweiten Kapitalnachfrage und damit der Kapitalmarktzinsen führe. 

			Auch für den Euroraum wurden die konjunkturellen Risiken weitgehend ausgeglichen gesehen. Die durchweg positiven Einschätzungen von Unternehmen, Haushalten und Finanzmarktakteuren im Hinblick auf die aktuelle Lage und den Ausblick auf die kommenden Monate könnten signalisieren, dass die Wirtschaft im Euroraum noch stärker expandiere als in der Prognose unterstellt. Durch die erfolgreiche Umsetzung weiterer struktureller Reformen in den Mitgliedstaaten könnte sich die Arbeitsmarktlage noch schneller verbessern und eine höhere Inflationsdynamik mit sich bringen. Allerdings stellten die fragile Situation im Bankensektor einzelner Mitgliedstaaten sowie langfristig steigende Zinssätze Abwärtsrisiken für die Prognose dar. Die Probleme im europäischen und insbesondere im italienischen Bankensektor wären weiterhin vorhanden, wenn auch nun in geringerem Umfang als zuvor. So wären einige italienische Banken inzwischen erfolgreich rekapitalisiert bzw. liquidiert worden. Auch hätte sich der Anteil von notleidenden Krediten um knapp 5 Prozentpunkte reduziert; mit zuletzt knapp 12% wäre dieser Anteil aber weiterhin noch recht hoch und berge weiterhin eine Gefahr für die Finanzstabilität. Schließlich stellten abrupte Erwartungsänderungen bezüglich der Geldpolitik ein Risiko für Länder mit hoher Staatsverschuldung dar. So würde eine Anhebung der Leitzinsen und damit einhergehend der Kapitalmarktzinsen den Abbau der Staatschulden in Italien erschweren. Dies schränke den Handlungsspielraum der Geldpolitik ein und könne zu einem Wiederaufflammen der Vertrauenskrise im Euroraum führen. Für Deutschland schließlich wurde im Prognosezeitraum die Einschätzung des Ausrichtungsgrades der Finanzpolitik aufgrund der noch ausstehenden Regierungsbildung als mit großer Unsicherheit behaftet gesehen.

			Eine Fortsetzung des Aufschwungs in Deutschland hatten zum Zeitpunkt der Prognoseerstellung viele prominente Konjunkturindikatoren signalisiert. So war der wichtigste Frühindikator für die deutsche Wirtschaft, der ifo Geschäftsklimaindex für die Gewerbliche Wirtschaft2, nahezu das ganze Jahr 2017 hindurch deutlich gestiegen (vgl. Abb.1). Die ifo Konjunkturampel, die in einem grün-gelb-rot-Farbschema die Bewegung des Geschäftsklimaindex in Wahrscheinlichkeiten für die konjunkturelle Phase »Expansion« umsetzt (vgl. Abberger und Nierhaus 2010), stand seit Februar 2017 auf Dauergrün. Die Wahrscheinlichkeit für eine expansive Wirtschaftsentwicklung lag in den letzten Monaten des Jahres 2017 im Schnitt bei 90% (vgl. Abb. 2). 



   			 Abb. 1

		[image: 2019-sd-3-nierhaus-1.png]

		



   			 Abb. 2

		[image: 2019-sd-3-nierhaus-2.png]

		


			Insgesamt sollte das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) saison- und kalenderbereinigt im Jahresverlauf 2018, d.h. vom vierten Quartal 2017 bis zum vierten Quartal 2018, um 2,5% zulegen, nach 3,0% im Jahr 2017. Die höchste Dynamik sollte dabei im ersten Quartal 2018 zu verzeichnen sein, danach würde sich das Expansionstempo leicht verlangsamen. Im Jahresdurchschnitt 2018 sollte das reale BIP um 2,6% expandieren, nach schätzungsweise 2,3% im Jahr 2017, wobei für das höhere Anstiegstempo im Vergleich zu 2017 der größere Überhangmaßgeblich sei. Die zeitgleich veröffentlichte Intervallprognose für die Rate des realen Bruttoinlandsprodukts im Jahresdurchschnitt 2018 reichte bei einer Vertrauenswahrscheinlichkeit von 68% von 1,6% bis 3,6%. 

			Die tatsächliche Wirtschaftsentwicklung wird wie in den vorangegangenen Prognosefehlerstudien des ifo Instituts an den ersten vorläufigen Jahresergebnissen des Statistischen Bundesamts festgemacht, die im Januar des jeweiligen Folgejahrs veröffentlicht werden. Dies geschieht deshalb, weil diese Ist-Ergebnisse dem Informationsstand bei der Prognoseerstellung am besten entsprechen. Zu diesem Zeitpunkt sind die Ergebnisse für die zurückliegenden Jahre noch nicht grundlegend überarbeitet worden, die das statistische Fundament für die Prognose gebildet haben. Spätere amtliche Rechenstände zeigen zwar ein auf einer breiteren Zahlenbasis ruhendes Bild der Konjunktur; eine Prognose kann sich aber immer nur auf die bis zum Prognosezeitpunkt veröffentlichten Ergebnisse stützen. 

			Nach den am 15. Januar 2019 vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Ergebnissen hat das reale BIP im Jahresdurchschnitt 2018 lediglich um 1,5% zugenommen (vgl. Abb. 3) (vgl. Statistisches Bundesamt 2018, S. 6). Für die Veränderung der saison- und kalenderbereinigten Produktion im Jahresverlauf ergibt sich sogar nur eine Rate von 0,9%. Die im Dezember 2017 abgegebene Prognose des ifo Instituts hinsichtlich des Wirtschaftswachstums im Jahr 2018 war also zu »optimistisch« gewesen. 



   			 Abb. 3

		[image: 2019-sd-3-nierhaus-3.png]

		


			Zu einem großen Teil ist der Prognosefehler durch die zu hoch eingeschätzte Dynamik im unterjährigen konjunkturellen Profil zu erklären. Das ganze Jahr 2018 hindurch ist die Wirtschaftsdynamik deutlich schwächer gewesen, als im Dezember 2017 vom ifo Institut veranschlagt worden war. Zum einen hatten sich die in der Risikoansprache aufgeführten weltwirtschaftlichen Prognoserisiken »nach unten« zum Teil realisiert, zum anderen war es binnenwirtschaftlich zu zahlreichen nicht vorhergesehenen negativen Schocks gekommen. So haben zu Jahresbeginn 2018 Sonderfaktoren wie bundesweite Warnstreiks in der Metall- und Elektroindustrie sowie eine mehrwöchige grassierende Grippewelle, die den Krankenstand in den Unternehmen auf Rekordhöhe steigen ließ, negativ auf die Produktionsentwicklung durchgeschlagen. In den Sommermonaten kam es dann in der Automobilindustrie aufgrund von Schwierigkeiten bei der Einführung des neuen Abgas-Zertifizierungsverfahrens WLTP (World­wide harmonized Light vehicles Test Procedure) zu einem massiven Produktionsrückgang, der aufgrund des hohen Gewichts des Kfz-Sektors auf die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts durchgeschlagen hat.3 Im Herbst haben schließlich niedrige Wasserstände bei wichtigen Binnenwasserstraßen, verursacht durch langanhaltende Trockenheit, die Produktion gedämpft.

			Zur Überschätzung der Jahreswachstumsrate 2018 hat überdies die Überschätzung des statis­tischen Überhangs beigetragen. Dieser war in der ifo Dezemberprognose 2017 auf 1,0% veranschlagt worden; nach heutigem amtlichem Datenstand, der u.a. eine etwas verhaltenere konjunkturelle Entwicklung im Sommerhalbjahr 2017 zeigt, beläuft sich der Überhang auf 0,8%. Als statistischer Überhang wird diejenige jahresdurchschnittliche Veränderungsrate bezeichnet, die sich ergäbe, wenn das reale BIP saison- und kalenderbereinigt auf dem Stand des vierten Quartals des Vorjahres stagnieren würde.4

			Eine tiefergehende Analyse erlaubt die Gegenüberstellung der Soll-Ist-Entwicklung nach den einzelnen Verwendungskomponenten des realen BIP. Nach der ifo Dezemberprognose 2017 sollte die inländische Verwendung die Haupttrieb­feder der Konjunktur 2018 bleiben. Anders als im Jahr 2017 würde aber auch vom Außenbeitrag ein anre­gender Impuls auf das BIP-Wachstum ausgehen; insbesondere sollte massive Einkommensteuersenkungen in den USA und ein starker Aufschwung im Euroraum die Nachfrage nach deutschen Waren und Dienstleistungen, d.h. die heimischen Exporte, beflügeln. 

			Dieses Prognoseszenario ist jedoch nur zum Teil eingetreten (vgl. Tab. 1). Zwar war wie vorhergesehen die Binnenwirtschaft der ausschlaggebende Konjunkturmotor, die außenwirtschaftlichen Auftriebskräfte fielen dagegen schwächer aus als erwartet. So haben die Verschärfung der handelspolitischen Konflikte, die Wirtschaftskrisen in einigen Schwellenländern, das zögerliche Voranschreiten der Brexit-Verhandlungen, die Haushaltspläne der italienischen Regierung und nicht zuletzt auch die hausgemachten Probleme in der deutschen Automobilindustrie die Exportchancen deutlich verringert. Die Ausfuhren sind im Jahresdurchschnitt 2018 mit 2,4% deutlich schwächer gestiegen, als im Dezember 2017 veranschlagt worden war (5,6%); auch die Einfuhren expandierten mit 3,4% langsamer als voraus­geschätzt (5,5%). Da der Anstieg der Exporte in größerem Maße überschätzt wurde als die Zunahme der Importe, ist der Veränderungsbeitrag des Außen­handels zum BIP im Jahr 2018 negativ und um 0,7 Prozentpunkte niedriger, als in der Dezemberprognose 2017 des ifo Instituts ausgewiesen worden war (vgl. Tab. 1). 
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							Prognosen und Prognosefehler für das Jahr 2018
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							ifo Dezemberprognose 2017

						
							
							Statistisches Bundesamtb

						
							
							Prognosefehler für 2018

						
					

					
							
							Prognosewerte für 2018

						
							
							Istwerte für 2018

						
							
							Differenz der Wachstumsraten bzw. -beiträge

						
					

					
							
							Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr

						
							
							Wachstumsbeitrag in Prozentpunktenc

						
							
							Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr

						
							
							Wachstumsbeitrag in Prozentpunktenc

						
							
							Spalte (3) abzüglich Spalte (1)

						
							
							Spalte (4) abzüglich Spalte (2)
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							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4)

						
							
							(5)

						
							
							(6)

						
					

					
							
							Inlandsnachfrage

						
							
							2,3

						
							
							2,2

						
							
							1,8

						
							
							1,7

						
							
							–0,5

						
							
							–0,5

						
					

					
							
							Privater Konsum

						
							
							1,7

						
							
							0,9

						
							
							1,0

						
							
							0,5

						
							
							–0,7

						
							
							–0,4 

						
					

					
							
							Staatlicher Konsum

						
							
							0,9

						
							
							0,2

						
							
							1,1

						
							
							0,2

						
							
							0,2

						
							
							0,0

						
					

					
							
							Ausrüstungen

						
							
							5,8

						
							
							0,4

						
							
							4,5

						
							
							0,3

						
							
							–1,3

						
							
							–0,1

						
					

					
							
							Bauten

						
							
							2,7

						
							
							0,3

						
							
							3,0

						
							
							0,3

						
							
							0,3

						
							
							0,0

						
					

					
							
							Sonstige Anlageinvestitionen

						
							
							3,5

						
							
							0,1

						
							
							0,4

						
							
							0,0

						
							
							–3,1

						
							
							–0,1

						
					

					
							
							Vorratsveränderungen

						
							
							–

						
							
							0,3

						
							
							–

						
							
							0,4

						
							
							–

						
							
							0,1

						
					

					
							
							Außenbeitrag

						
							
							–

						
							
							0,5

						
							
							–

						
							
							–0,2

						
							
							–

						
							
							–0,7

						
					

					
							
							Ausfuhr

						
							
							5,6

						
							
							2,6

						
							
							2,4

						
							
							1,1

						
							
							–3,2

						
							
							–1,5

						
					

					
							
							Einfuhr

						
							
							5,5

						
							
							–2,2

						
							
							3,4

						
							
							–1,3

						
							
							–2,1

						
							
							0,9

						
					

					
							
							Bruttoinlandsprodukt

						
							
							2,6

						
							
							2,6

						
							
							1,5

						
							
							1,5

						
							
							–1,1

						
							
							–1,1

						
					

					
							
							a In Preisen des Vorjahrs.  b Erste Ergebnisse der Inlandsproduktsberechnung (Januar 2019). c Beiträge der Nachfragekomponenten zur Veränderung des Bruttoinlandsprodukts (Lundberg-Komponenten). Der Wachstumsbeitrag einer Nachfragekomponente ergibt sich aus der Wachstumsrate gewichtet mit dem nominalen Anteil des Aggregats am Bruttoinlandsprodukt aus dem Vorjahr. Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. Angaben für das Bruttoinlandsprodukt: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %.

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			


			Binnenwirtschaftlich kam im Jahr 2018 erwartungsgemäß vom privaten Konsum der stärkste Wachstumsimpuls. Gleichwohl ist die Zunahme der privaten Konsumausgaben überschätzt worden; trotz der kräftigen Ausweitung der Beschäftigung und hoher Tarifabschlüsse haben die verfügbaren Realeinkommen der privaten Haushalte aufgrund des Rückgangs der empfangenen Gewinn- und Vermögens­einkommen langsamer als erwartet zugenommen. Zudem ist die Sparquote überraschend deutlich ge­­stiegen. Dagegen ist die Prognose der Investitionen in Ausrüstungen und Bauten grosso modo zutreffend gewesen. Die Ausrüstungsinvestitionen sollten im Jahresdurchschnitt 2018 im Vergleich zu 2017 beschleunigt expandieren. Dies ist auch eingetreten, wenngleich das Expansionstempo etwas zu hoch angesetzt worden ist. Vor dem Hintergrund der überdurchschnittlichen Auslastung der Produktionskapazitäten stand im vergangenen Jahr wie auch schon im Jahr 2017 in allen Industriehauptgruppen das Erweiterungsmotiv im Vordergrund. Vorrangig wollten die Unternehmen in Änderungen bzw. Ausweitungen des Produktprogramms investieren, daneben sollten aber auch die Kapazitäten bestehender Produktionsprogramme erhöht werden (vgl. Weichselberger 2018, S.49 f.). Die amtliche Zuwachsrate der Bauinvestitionen in Höhe von 3,0% ist dagegen im Dezember 2017 um 0,3 Prozentpunkte unterschätzt worden; ein Prognosefehler, in dem sich das durch mildes und trockenes Winterwetter begünstigte Ergebnis des ersten Quartals 2018 niederschlägt. Leicht unterschätzt wurden außerdem die Zuwachsrate der staatlichen Konsumausgaben sowie der Expansionsbeitrag der Vorratsinvestitionen, der zu­­letzt auch vom Lageraufbau an noch nicht WLTP-zertifizierten Neuwagen getrieben wurde. Überraschend schwach expandierten 2018 schließlich die Investitionen in sonstige Anlagen; die amtliche Zuwachsrate in Höhe 0,4% wurde um mehr als 3Prozentpunkte überschätzt. Erfahrungsgemäß können die aktuellen Ergebnisse für dieses Verwendungsaggregat je­doch noch stärkeren Revi­sionen unterliegen, weil es für das jüngste Berichtsjahr nur wenige statistisch gesicherte Informationen gibt, die in aller Regel aus Budgetangaben der öffentlichen Hand stammen.5 

			Trotz der Überschätzung der BIP-Expansion 2018 wurde in der ifo Dezemberprognose 2017 die Zunahme des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumens zu gering veranschlagt. Die geleisteten Arbeitsstunden der Erwerbstätigen stiegen im vergangenen Jahr mit 1,4% deutlich stärker, als es das ifo Institut im Dezember 2017 erwartet hatte (1,1%). Zum einen war die Zunahme der Erwerbstä­tigkeit mit 1,1% zu niedrig angesetzt worden, das amtliche Plus 2018 fiel mit 1,3% etwas höher aus. Zum anderen ist der Fortschritt der Stundenproduktivität überschätzt worden. Den aktuellen Ergebnissen der VGR zufolge hat der Output je geleistete Erwerbstätigenstunde im vergangenen Jahr mit einer Rate von 0,2% nahezu stagniert, in der ifo Prognose von Dezember 2017 war hingegen eine deutliche Zunahme in Höhe von 1,5% erwartet worden. 

			Der Preisanstieg auf der Verbraucherstufe ist – gemessen am Verbraucherpreisindex VPI – in der ifo Dezemberprognose 2017 exakt getroffen worden: Den amtlichen Angaben zufolge nahmen die Lebenshaltungskosten im Jahresdurchschnitt 2018 wie erwartet um 1,9% zu. Allerdings war die Kerninflation (Inflation ohne Berücksichtigung der Preisänderung von Energieträgern) im Dezember 2017 überschätzt worden; diese sollte im Jahresdurchschnitt 2018 ebenfalls 1,9% betragen, tatsächlich belief sie sich auf lediglich 1,6%. Vice versa ist der Inflationsbeitrag der Energieträger im Jahr 2018 unterschätzt worden. 

			Längerfristige Prognosebilanz

			Im Folgenden wird auf die längerfristige Prognosebilanz des ifo Instituts eingegangen. Evaluiert werden die Prognosen für die Veränderungsrate des realen Bruttoinlandsprodukts im Zeitraum 1992 bis 2018. Der Prognosefehler Rt – Pt ist definiert durch die Differenz zwischen dem tatsächlichen BIP-Wert (Rt), gemessen an der ersten Veröffentlichung des Statistischen Bundesamts im Januar des Folgejahrs, und der im Dezember des jeweiligen Vorjahres abgegebenen BIP-Prognose Pt. Ein positiver (negativer) Wert entspricht einer Unterschätzung (Überschätzung) der tatsächlichen Veränderungsrate des realen BIP (vgl. Abb. 4). 
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			Es zeigt sich, dass für immerhin 14 der insgesamt 27 betrachteten Jahre der Prognosefehler dem Betrag nach kleiner ist als ein halber Prozentpunkt, für vier Jahre (1992, 1998, 2004, und 2015) ist er ge­­ringer als ein Viertel Prozentpunkt. Für das Jahr 2016 war der Fehler sogar exakt null. Der durchschnitt­liche Prognosefehler (MF) ist mit –0,20 Prozentpunkten leicht negativ, d.h., im Mittel wurde die jähr­liche BIP-Rate im Zeitraum 1992 bis 2018 geringfügig überschätzt. 

			Allerdings können sich bei diesem Prüfmaß, das auf die Verzerrung (Bias) von Prognosen abstellt, positive und negative Abweichungen gegenseitig saldieren. Die Prognosequalität sollte deshalb an den beiden Kennziffern mittlerer absoluter Fehler (MAF) bzw. Wurzel aus dem mittleren quadratischen Fehler (WMQF) festgemacht werden. Je kleiner die entsprechenden Werte sind, umso besser ist die Prognosequalität. Für die BIP-Prognosen des ifo Instituts beträgt der mittlere absolute Fehler 0,72 Prozentpunkte; die Wurzel aus dem mittleren quadratischen Fehler, der größere Abweichungen der Prognosewerte von den späteren amtlichen Werten stärker gewichtet, liegt bei0,97(vgl. Tab. 2). 


Tab. 2


			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Ausgewählte Maße für die Güte der BIP-Prognosea

						
					

					
							
							
							Zeitraum 1992 bis 2018

						
							
							Zeitraum 1992 bis 2004

						
							
							Zeitraum 2005 bis 2018

						
					

					
							
							Mittlerer Prognosefehler (BIAS)b

							MF

						
							
							–0,20

						
							
							–0,40

						
							
							–0,02

						
					

					
							
							Mittlerer absoluter Prognosefehlerc

							MAF

						
							
							0,72

						
							
							0,69

						
							
							0,75

						
					

					
							
							Wurzel aus dem mittleren

							quadratischen Prognosefehlerd 

							WMQF

							nachrichtlich: 

							Komponentenzerlegung des MQF

							-  Anteil des BIAS

							-  Anteil der Varianz

							-  Anteil der Kovarianz

						
							
							0,97

							0,04

							0,38

							0,58

						
							
							0,89

							0,20

							0,16

							0,64

						
							
							1,04

							0,00

							0,56

							0,44

						
					

					
							
							Theil‘scher Ungleichheitskoeffiziente

							U

						
							
							0,39

						
							
							0,49

						
							
							0,35

						
					

					
							
							nachrichtlich:

							Standardisierte Wurzel aus dem mittleren quadratischen Prognosefehlerf

							WMQF/σ

						
							
							0,59

						
							
							0,72

						
							
							0,53

						
					

					
							
							a Der Prognosefehler Rt – Pt wird definiert durch die Differenz der amtlichen BIP-Veränderungsrate Rt  für das Jahr t und der im Dezember des jeweiligen Vorjahres t-1 prognostizierten Rate Pt. b MF = 1/T ∑t=1,.,T (Rt – Pt). c MAF = 1/T ∑t=1,.,T IRt – PtI. d WMQF = √ MQF mit MQF = [1/T ∑t=1,.,T (Rt – Pt)2]. e U = WMQF/WMQFnaiv. Bei der Berechnung von WMQFnaiv wurde als Prognosewert die amtliche Veränderungsrate des realen BIP aus dem jeweiligen Vorjahr eingestellt. f σ bezeichnet die Standardabweichung der amtlichen Veränderungsraten des realen BIP.

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18 Reihe 1.1, Inlandsproduktsberechnung, Erste Jahresergebnisse, Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			


			Wird letztere Kennziffer ins Verhältnis gesetzt zur Wurzel aus dem mittleren quadratischen Fehler, der sich ergibt, wenn als Prognosewert die BIP-Veränderungsrate des jeweiligen Vorjahres eingestellt wird (naive Prognose), so erhält man mit dem Theil`schen Ungleichheitskoeffizienten U ein Maßstab für die relative Prognosegüte. Ist der Ungleichheitskoeffizient kleiner (größer) als 1, so sind die Prognosen besser (schlechter) als die zum Vergleich herangezogenen naiven Prognosen. Für die BIP-Prognosen des ifo In­stituts beträgt der Theil`sche Ungleichheitskoeffi­zient 0,39, was zeigt, dass die ifo Prognosen im betrachteten Zeitraum erheblich besser waren als ein Schätzansatz, bei dem die Vorjahresrate des realen BIP einfach fortgeschrieben wird (vgl. Tab. 2).

			Zur Evaluierung der Veränderung der Prognosegüte im Zeitablauf wird der gesamte Beobachtungszeitraum in zwei ähnlich große konsekutive Teilzeiträume zerlegt. Es zeigt sich, dass für die Jahre 2005 bis 2018 der mittlere Prognosefehler nahezu null beträgt, d.h., im Schnitt wurde die jährliche BIP-Rate nahezu getroffen. Der mittlere absolute Prognosefehler ist dagegen höher als im Teilzeitraum 1992 bis 2004, dies gilt auch für die Wurzel aus dem mittleren quadratischen Prognosefehler (WMQF). Eine auf 1 normierte Zerlegung des mittleren quadratischen Prognosefehlers (MQF) in die drei Beiträge Bias, Varianz und Kovarianz6 zeigt, dass die an Hand von WMQF gemessene Verschlechterung der Prognosequalität für die Jahre 2005 bis 2018 auf die in diesem Zeitraum deutlich höhere BIP-Volatilität zurückgeht. Bereinigt man das Fehlermaß WMQF um diesen Effekt, indem durch die Standardabweichung σ der amtlichen Veränderungsraten des BIP im jeweiligen Untersuchungszeitraum dividiert wird, so signalisiert das standardisierte Fehlermaß WMQF/σ keine Abnahme der Prognosegüte, sondern eine Verbesserung.7 Dies wird durch das Theil‘sche Fehlermaß U gestützt, das für den Teilzeitraum 2005 bis 2018 gleich niedriger ist als im Teilzeitraum 1992 bis 2004 (vgl. Tab. 2). 

			Mit Hilfe statistischer Tests kann ermittelt werden, ob Prognosen systematisch verzerrt sind. Gibt es systematische Verzerrungen, so existieren Zusammenhänge, die ausgenützt werden könnten, um die Schätzungen zu verbessern. Es lässt sich zeigen, dass der durchschnittliche Prognosefehler im Zeitraum 1992 bis 2018 nicht signifikant von null verschieden ist. Hierzu wurde die Gleichung Rt – Pt = μ+ ut geschätzt und die Nullhypothese μ = 0 unter der Annahme normalverteilter Fehler mit einem t-Test überprüft. Ferner sind die Prognosen effizient in dem Sinne, dass sich die Prognosefehler Rt – Pt nicht durch die Prognosefehler des Vorjahres Rt-1 – Pt-1 erklären lassen (die Prognosefehler sind nicht autokorreliert). Dazu wurde die Gleichung Rt – Pt = α + ß(Rt-1 – Pt-1) + εt geschätzt und die gemeinsame Nullhypothese α = 0 und ß = 0 mit einem F-Test überprüft. Tabelle 3 gibt Aufschluss über die Testergebnisse im Detail. 


Tab. 3


			
				
					
					
				
				
					
							

							Ausgewählte Tests zur Güte der BIP-Prognosea

						
					

					
							
							Nullhypothese 

						
							
							Teststatistik (t-Wert bzw. F-Wert) ) / p-Wert

						
					

					
							
							Der Prognosefehler ist im Mittel null 

						
							
							–1,082 / 0,289

						
					

					
							
							Die Prognosefehler sind nicht autokorreliert

						
							
							    1,866 / 0,182

						
					

					
							
							a Der Prognosefehler Rt – Pt wird definiert durch die Differenz der amtlichen BIP-Veränderungsrate Rt   für das Jahr t und der im Dezember des jeweiligen Vorjahres t – 1 prognostizierten Rate Pt. Der Beobachtungszeitraum umfasst die Jahre 1992 bis 2018.

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 18 Reihe 1.1, Inlandsproduktsberechnung, Erste Jahresergebnisse, Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			


			Fazit

			Die Prognose des ifo Instituts für die jahresdurchschnittliche Veränderungsrate des realen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2018 war offenkundig zu »optimistisch« gewesen. Im Dezember 2017 war eine Zuwachsrate in Höhe von 2,6% prognostiziert worden, die erste vorläufige amtliche BIP-Schätzung für das Jahr 2018 beläuft sich auf 1,5%. Die in der Risikoansprache aufgeführten weltwirtschaftlichen Prognoserisiken »nach unten« hatten sich teilweise materialisiert, zudem gab es binnenwirtschaftlich negativ wirkende Sondereffekte. Seit dem Jahr 1992 waren größere Prognosefehler (dem Betrag nach) nur für sechs Jahre zu verzeichnen, nämlich für die Jahre 1993, 1994, 2001, 2003, 2009 und 2010. 

			Maßgeblich für die Beurteilung der Prognosequalität ist aber längerfristige Prognosebilanz des Instituts. Hier zeigt sich, dass die Prognosen für das reale Bruttoinlandsprodukt im Zeitraum 1992 bis 2018 unverzerrt sind, zudem sind sie effizient. Darüber hinaus hat sich die Güte der BIP-Prognosen in den vergangenen Jahren tendenziell erhöht, sofern um die gestiegene BIP-Volatilität korrigiert wird. 

			Methodische Fortschritte gibt es etwa bei der Kurzfristprognose (Nowcast). Die Einschätzung und Vorhersage der Wirtschaftsentwicklung im laufenden und im jeweils darauffolgenden Quartal ist eine der zentralen Aufgaben jedweder Konjunkturprognose. Das ifo Institut stützt sich bei seiner Kurzfristprognose für das reale vierteljährliche Bruttoinlandsprodukt auf einen dreistufigen Indikator-Ansatz (IFOCAST). In der ersten Stufe werden monatlich verfügbare Indikatoren extrapoliert und auf Quartalsebene aggregiert. Besonderes Augenmerk gilt dabei naturgemäß der Industrieproduktion, die mit Hilfe disaggregierter ifo-Umfragedaten fortgeschrieben wird. In einem zweiten Schritt wird die reale Bruttowertschöpfung der einzelnen Wirtschaftsbereiche mit Hilfe von Brückengleichungen prognostiziert. Im Rahmen eines Kombinationsansatzes (Pooling of Forecasts) wird eine Vielzahl von Modellen kombiniert, um der Modellunsicherheit Rechnung zu tragen. In einem dritten Schritt werden die Quartalsprognosen der einzelnen Wirtschaftsbereiche zu einer Prognose des realen Bruttoinlandsprodukts hochaggregiert (vgl. Carstensen et al. 2009; Lehmann 2019). Indikatorenbasierte Kombinationsansätze werden vom ifo Institut heute auch zum Nowcast einzelner BIP-Verwendungskomponenten (z.B. beim privaten Konsum) angewendet (vgl. Lehmann, Nierhaus und Reif 2016).

			Seit einigen Jahren veröffentlicht das ifo Institut überdies gesonderte Konten für die fünf institutionellen Sektoren gesamte Volkswirtschaft, Kapitalgesellschaften, Staat, private Haushalte (einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck) sowie übrige Welt. Die Sektorkonten vermitteln in ihrer Gesamtheit einen systematischen Überblick über die wichtigsten, in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen erfassten wirtschaftlichen Tätigkeiten und sind eng verzahnt mit der Verwendungs- und Verteilungsseite des Bruttoinlandsprodukts. Für den Prog­nosezeitraum werden viele Positionen der Sektorenrechnung der klassischen BIP-Prognose entnommen, hinzukommen zahlreiche ergänzende Zuschätzungen sowie residual im Einkommenskreislauf bestimmte Positionen. Die sektorale Darstellung eröffnet dem Prognostiker vielfältige weitere Möglichkeiten der Plausibilitäts- und Konsistenzprüfung (vgl. Carstensen et al. 2010, S. 65). 

			Jede Konjunkturprognose hängt von bestimmten Annahmen und Setzungen ab, die für den Prognosezeitraum relevant, jedoch nicht vorher abschätzbar sind (bedingte Prognosen). Zu den außenwirtschaftlichen Rahmendaten für die Deutschlandprognose zählen die Entwicklung von Weltkonjunktur und Welthandel, Rohstoffpreisen und Wechselkursen sowie die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank. Zu den binnenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen gehören die Annahmen über den Kurs der Wirtschafts- und Finanzpolitik. Ändern sich wichtige Rahmendaten und heben sich diese Änderungen in ihren konjunkturellen Wirkungen nicht zufällig auf, so werden Prognosen im Allgemeinen fehlerhaft. 

			Bei der Evaluation von Prognosefehlern sollte stets im Auge behalten werden, dass die Veröffentlichung von punktgenauen Schätzwerten lediglich aus Gründen der mathematisch-statistischen Nachvollziehbarkeit erfolgt. Transparenz und Nachvollziehbarkeit zählen mit zu den wichtigsten Kriterien für die Güte einer Prognose. Der mit Konjunkturprognosen verbundenen Schätzunsicherheit wird In der heutigen Prognosepraxis durch Prognoseintervalle sichtbar gemacht, in die die Punktschätzungen als Mittelwerte eingebettet sind. Die Intervallgrenzen werden aus den Schätzfehlern der Vergangenheit ermittelt, wobei angenommen wird, dass die Prognosefehler normalverteilt sind (vgl. Chatfield 1993).

			Anders als in den Naturwissenschaften können Prognosefehler auch daraus resultieren, dass veröffentlichte Prognosen im Gefolge ihrer Rezeption durch die Marktakteure Eigendynamik bis hin zur Selbst­zerstörung entfalten können. Denn Prognosen beeinflussen die Erwartungen der Wirtschaftssubjekte und können so Verhaltensänderungen bewirken. Dies gilt naturgemäß auch für Prognosen, die derartige Rückkopplungseffekte von vornherein zu berück­sichtigen versuchen. Nicht zuletzt aus diesem Grund vermutete Oskar Morgenstern, Mitbegründer der modernen Spieltheorie, dass zutreffende Prog­nosen »mit den Mitteln der ökonomischen Theorie und Statistik aus sachlichen Gründen grundsätzlich unmöglich« sind (vgl. Morgenstern 1928). Grunberg und Modigliani (1954) vermochten allerdings in einem rigorosen theoretischen Existenzbeweis zu zeigen, dass es fehlerfreie Wirtschaftsprognosen selbst in einem von Rückkopplungseffekten beeinflussten Marktumfeld geben kann. Empirisch ist das Auftreten von Feedback-bedingten Prognosefehlern umso wahrscheinlicher, je länger der Prognosehorizont ist und je kürzer die wirtschaftspolitischen Entscheidungs- und Wirkungsverzögerungen sind.

			Trotz aller Schwächen sind und bleiben Konjunkturprognosen zur Orientierung von Wirtschaft und Politik unentbehrlich. Konjunkturprognosen sind bedingte Wahrscheinlichkeitsaussagen. Auch wenn damit die Unsicherheit über die Zukunft nicht beseitigt werden kann – Konjunkturforscher sind weder Hellseher noch Propheten – so können die Prognosen doch dazu beitragen, die Unsicherheit zu verringern. Sie erleichtern damit die Planung der Unternehmen und helfen der Wirtschafts- und Finanzpolitik, sich auf die zukünftige Entwicklung besser einzustellen. 
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Endnoten


			


					1 Auf unterjährige Prognosefehler und Prognoseanpasungen wird in den Sommer- und Winterprognosen des ifo Instituts gesondert eingegangen.

		


				
					2	Das ifo Geschäftsklima für die Gewerbliche Wirtschaft ist inzwischen durch das ifo Geschäftsklima Deutschland abgelöst worden. Neben dem Verarbeitenden Gewerbe, dem Bauhauptgewerbe und den beiden Handelsstufen ist in dem neuen Index auch der Dienstleistungssektor enthalten. Überdies wurde das Aggregationsverfahren modifiziert und das Basisjahr für die Indexberechnung von 2005 auf 2015 umgestellt (vgl. Sauer und Wohlrabe 2018).

				

				
					3   Im Verarbeitenden Gewerbe stellt der Fahrzeugbau mit einem Wertschöpfungsanteil von rund 20% den größten Wirtschaftszweig dar. Gemessen an seinem Anteil an der gesamten nominalen Bruttowertschöpfung, rangiert der Wirtschaftszweig »Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen« mit 4,7% unter den fünf wichtigsten Wirtschaftszweigen Deutschlands (vgl. Wollmershäuser et al. 2018, S. 43).

				

				
					4   Mit Hilfe des Überhangs kann die Jahresdurchschnittsrate für ein Jahr t zur Jahresverlaufsrate in Beziehung gesetzt werden. Nach einer aus der Zeitreihenarithmetik hergeleiteten Faustformel gilt: Jahresdurchschnittsrate (t) ≈ Überhang (t – 1) + 0,5 • Jahresverlaufsrate(t) (vgl. Nierhaus 1999, S. 16). 

				

				
					5	Die »Sonstigen Anlagen« setzten sich im Jahr 2017 zu knapp drei Vierteln aus Investitionen in Forschung und Entwicklung, zu gut einem Fünftel aus Investitionen in Software und Datenbanken sowie zu ungefähr 5% aus Investitionen in Urheberrechte zusammen. Der gemeinsame Anteil der Investitionen in Nutztiere und Nutzpflanzungen sowie der Suchbohrungen lag im Promillebereich (vgl. Hauf und Schäfer 2018, S. 113).

				

				
					6	Der Beitrag des Bias gibt an, wie stark der Mittelwert der Prognosen vom Mittelwert der amtlichen Zeitreihe abweicht, analog ist der Beitrag der Varianz zu interpretieren. Der Beitrag der Kovarianz ist ein Maß für den unsystematischen Prognosefehler. Bei guten Prognosen sollten die Beiträge des Bias und der Varianz möglichst klein sein; d.h., der unsystematische Kovarianzbeitrag sollte nahe bei 1 liegen. 

				

				
					7   Die Standardabweichung σ stellt in diesem Kontext eine Kennziffer für die Schwierigkeit dar, das reale BIP zu prog­nostizieren. Zudem entspricht σ dem Fehlermaß WMQF von naiven BIP-Prognosen, bei denen die durchschnittliche BIP-Rate im Beobachtungszeitraum eingestellt wird. Damit kann WMQF/σ als ein spezieller Theil‘scher Ungleichheitskoeffizient interpretiert werden (vgl. McNees 1988).

				

			

		


		
			Stefan Sauer und Klaus Wohlrabe

			Chef oder Praktikant – wer beantwortet eigentlich die Fragebögen in den ifo Konjunkturumfragen? 

		

		
			Der ifo Geschäftsklimaindex gilt als der wichtigste Index für die deutsche Wirtschaft. Oft wird die Frage gestellt, wer eigentlich die monatlichen Fragebögen in der Konjunkturumfrage ausfüllt. Sind es die Inhaber des Unternehmens, Vorstandsmitglieder, die Geschäftsführung, die Abteilungsleitung oder doch das Sekretariat oder die Praktikanten? Der vorliegende Artikel gibt Antworten, die auf einer im November und Dezember 2018 gestellten Sonderfrage basieren. Es zeigt sich, dass die Fragebögen in großer Mehrheit von der Geschäftsführung ausgefüllt werden.

		

		
			Der ifo Geschäftsklimaindex gilt als der wichtigste Index für die deutsche Wirtschaft. Er erlangt jeden Monat erhebliche Aufmerksamkeit in der Presse und bewegt die Aktienmärkte (vgl. Mittnik et al. 2013). Auch in der Forschung waren die Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen Bestandteil umfangreicher Untersuchungen. Siehe dazu die Literaturüberblicke in Abberger und Wohlrabe (2006), Seiler und Wohlrabe (2013) sowie Lehmann (2019). Zur Berechnung des ifo Geschäftsklimas Deutschland und zahlreicher weiterer wichtiger Konjunkturindikatoren werden in den ifo Konjunkturumfragen monatlich rund 9000Meldungen von Unternehmen des Verarbei­tenden Gewerbes, des Dienstleistungssektors, des Handels und des Bauhauptgewerbes zu konjunkturrelevanten Informationen gesammelt und ausgewertet. Um aussagekräftige und valide Indikatoren aus den Umfragen zu erhalten, sind aus erhebungsmethodischer Sicht bei der Zusammenstellung eines möglichst stabilen Teilnehmerpanels einige wesentliche Punkte zu beachten. Insbesondere müssen dabei sogenannte Selektionseffekte vermieden werden, die durch die Über- bzw. Unterrepräsentation bestimmter Unternehmensmerkmale zu systematischen Verzerrungen der Ergebnisse führen könnten. Deshalb ist vor allem darauf zu achten, dass die regionale Zusammensetzung der Firmen im Panel genauso wie die Verteilung nach Unternehmensgröße und Wirtschaftszweigen in etwa die Realität widerspiegeln (vgl. Sauer und Wohlrabe 2019).

			Darüber hinaus sind aber auch die ausfüllenden Personen innerhalb der teilnehmenden Unternehmen von fundamentaler Bedeutung für die Qualität der Umfrageergebnisse. Diese sollten einen guten Überblick über alle relevanten Bereiche in der Firma haben, um die Fragen, wie etwa zur Produktion, Beschäftigtenentwicklungen oder der Preispolitik, kompetent beantworten zu können. Dem ifo Institut ist es daher wichtig, dass die Fragebögen in den Firmen von Personen ausgefüllt werden, die möglichst an der Spitze der Unternehmenshierarchie stehen und somit alle zur Beantwortung der Fragen benötigten Informationen ohne großen Aufwand zur Verfügung haben. 

			Eine vergangene Untersuchung in der ifo Konjunkturumfrage Handel stellte bereits heraus, dass diese Voraussetzung beim überwiegenden Teil der Befragungsteilnehmer in diesem Umfragebereich erfüllt ist (vgl. Abberger et al. 2011). Eine Sonderfrage, die in allen Bereichen der ifo Konjunkturum­fragen im November (Bauhauptgewerbe, Verarbeitendes Gewerbe, Handel) bzw. Dezember (Dienstleister) 2018 gestellt wurde, sollte nun noch genaueren Aufschluss darüber geben, in welchen Unternehmensbereichen die Fragebögen von welchen Personen ausgefüllt werden. Die genaue Formulierung der in zwei Teile gegliederten Frage lautete dabei wie folgt:

			
					In welchem Bereich Ihres Unternehmens/Betriebs wird der Fragebogen für die ifo Konjunkturumfra­­ge normalerweise ausgefüllt?
– Geschäftsführung/Betriebsleitung
– Finanzen/Controlling/Buchhaltung
– Vertrieb Marketing
– Produktion1
– sonstiges, und zwar: ________________


					Welche Bezeichnung trifft auf die Position der üblicherweise ausfüllenden Person am ehesten zu?

			

			

– Inhaber(in)/Geschäftsführer(in)/Prokurist(in)             Vorstandsmitglied



– Abteilungsleiter(in)



– Teamleiter(in)



– Sachbearbeiter(in)



– sonstiges, und zwar: ________________






			
			
			
			
			In beiden Fragen waren auch Mehrfachnennungen möglich, für den Fall, dass der Fragebogen nicht nur von einem, sondern von mehreren Personen bear­beitet wird. Als erstes Ergebnis aus den knapp 7000Meldungen zu diesen Sonderfragen zeigt sich, dass bei den allermeisten Umfrageteilnehmern nur ein Bearbeiter für das Ausfüllen des Fragebogens verantwortlich ist. Insgesamt gaben lediglich 1,3% der Firmen an, dass sich zwei oder mehr Personen diese Verantwortung aufteilen.

			In Tabelle 1 ist dargestellt, in welchen Abteilungen die Fragebögen der ifo Konjunkturumfragen beantwortet werden. Dabei kommt mit 77,3% der größte Anteil der Meldungen direkt aus den Geschäfts- bzw. Betriebsführungen der teilnehmenden Firmen. Aus dem Bereich Finanzen/Controlling/Buchhaltung kommen 16,8% der ausgefüllten Fragebögen. Die Bereiche Verkauf/Marketing (3,9%), Produktion (0,5%) und sonstige (1,6%) haben lediglich einen geringen Anteil an den gesamten Meldungen. Werden die Anteile der Abteilungen aufgegliedert nach den verschiedenen Umfragebereichen betrachtet, zieht sich die Mehrheit der Meldungen aus der Geschäftsführung durch alle Sektoren. Im Handel (85,9%) und bei den Dienstleistern (83,7%) ist dieses sogar noch deutlicher ausgeprägt. Im Bauhauptgewerbe (71,2%) und im Verarbeitenden Gewerbe (65,3%) liegt der Anteil etwas niedriger, da die ausfüllenden Personen hier häufiger in den Abteilungen Finanzen bzw. Controlling oder Buchhaltung sowie im Verarbeitenden Gewerbe zudem auch im Bereich Verkauf oder Marketing zu finden sind.


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Abteilung, in der der Fragebogen ausgefüllt wird

							(aufgegliedert nach Umfragebereichen, Anteile in %)

						
					

					
							
							

						
							
							Verarb. Gewerbe

						
							
							Handel

						
							
							Bauhauptgewerbe

						
							
							Dienstleister

						
							
							Gesamt

						
					

					
							
							Geschäftsführung

						
							
							65,3

						
							
							85,9

						
							
							71,2

						
							
							83,7

						
							
							77,3

						
					

					
							
							Finanzen

						
							
							23,0

						
							
							11,3

						
							
							25,6

						
							
							12,7

						
							
							16,8

						
					

					
							
							Produktion

						
							
							  1,3

						
							
							  0,0

						
							
							  0,1

						
							
							  0,0

						
							
							  0,4

						
					

					
							
							Verkauf/Marketing

						
							
							  8,4

						
							
							  2,2

						
							
							  1,2

						
							
							  1,7

						
							
							  3,9

						
					

					
							
							Sonstige

						
							
							  2,0

						
							
							  0,6

						
							
							  1,9

						
							
							  1,9

						
							
							  1,6

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			


			Bezüglich der Position der ausfüllenden Person sind die Ergebnisse der Sonderfrage in Abbildung 1 dargestellt. Hier ist zu erkennen, dass es sich bei über 80% der ausfüllenden Personen um Inhaber, Geschäftsführer, Prokuristen oder Vorstandsmit­glieder handelt. Nach Größenklassen2 aufgegliedert, sind hier allerdings Unterschiede zu sehen, da bei Großunternehmen das Ausfüllen des Fragebogens häufiger von Abteilungsleitern übernommen wird als bei kleinen oder mittelgroßen Unternehmen. Dies ist unter anderem dadurch zu erklären, dass die ifo Konjunkturumfragen auf Produkt- bzw. Betriebsebene erhoben werden, d.h., dass ein großes Unternehmen, mit mehreren wichtigen Sparten oder Standorten bzw. Filialen auch mehrere Meldungen abgeben kann. 

			Mit Blick auf die Hauptbereiche zeigt sich in Tabelle 2, dass das Muster aus Abbildung 1 auch für die Sektoren gilt. In der Industrie wird der Fragebogen von rund 85% vom Abteilungsleiter oder dem Geschäftsführer beantwortet. Ähnliches gilt für das Bauhauptgewerbe. In den anderen Sektoren steigt dieser Anteil sogar über 90%. Sachbearbeiter spielen im Bauhauptgewerbe (14%) sowie im Verarbeitende Gewerbe (8%) eine gewisse Rolle beim Ausfüllen des Fragebogens. Im Handel und bei den Dienstleistern nimmt die Sachbearbeiterebene eher selten an unserer Umfrage teil.
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Tab. 2



				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
					
							Position der ausfüllenden Person (in %, aufgegliedert nach Sektor)

						
					

					
							
							

						
							
							Verarb. Gewerbe

						
							
							Handel

						
							
							Bauhauptgewerbe

						
							
							Dienstleister

						
							
							Gesamt

						
					

					
							
							Geschäftsführer

						
							
							72,9

						
							
							89,3

						
							
							72,8

						
							
							86,5

						
							
							77,3

						
					

					
							
							Abteilungsleiter

						
							
							12,7

						
							
							  5,8

						
							
							  9,8

						
							
							  8,0

						
							
							16,8

						
					

					
							
							Teamleiter

						
							
							  3,8

						
							
							  0,8

						
							
							  1,2

						
							
							  0,9

						
							
							  0,5

						
					

					
							
							Sachbearbeiter

						
							
							  7,7

						
							
							  2,7

						
							
							14,5

						
							
							  2,9

						
							
							  3,9

						
					

					
							
							Sonstige

						
							
							  3,0

						
							
							  1,4

						
							
							  1,8

						
							
							  1,7

						
							
							  1,6

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			

	
			
			Als Fazit der Ergebnisse dieser Sonderfragen lässt sich konstatieren, dass die Frage­bögen der monatlichen ifo Konjunkturumfragen über­wie­gend von Personen beantwortet werden, die Führungspositionen innerhalb der teilnehmenden Unternehmen einnehmen. Somit sind die Voraussetzungen für verlässliche Meldungen erfüllt, die nach der Aggregation zu validen Konjunkturindikatoren führen. Die detaillierten Meldungen zu den Sonderfragen – wie auch alle anderen Mikrodaten der ifo Konjunkturumfragen und weiteren Befragungen des ifo In­­stituts – stehen Forschern für tiefergreifende Analysen kostenfrei im LMU-ifo Economics & Business Data Center (EBDC) zur Verfügung (vgl. Becker und Wohlrabe 2008 sowie Seiler 2012).
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Endnoten


			
				
					1	Die Kategorie Produktion wurde nur in den Bereichen Verarbeitendes Gewerbe und Bauhauptgewerbe zur Auswahl angeboten.

				

				
					2   Die Einteilung in die Größenklassen Großunternehmen und kleine und mittelgroße Unternehmen erfolgte dabei je nach Umfragebereich anhand verschiedener einmal jährlich im Rahmen der ifo Konjunkturumfragen erhobenen Merkmalen. Als Großunternehmen gelten demnach Unternehmen mit: Verarbeitendes Gewerbe: >500Beschäftigte; Bau: > 200 Beschäftigte; Handel und Dienstleister: > 25 Mio. Euro Jahresumsatz. 

				

			

		


		
		
			Klaus Wohlrabe

			ifo Konjunkturumfragen Januar 2019 auf einen Blick: 

			Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem Abschwung1

		

		
			In den deutschen Chefetagen wächst die Unruhe. Der ifo Geschäftsklimaindex ist im Januar auf 99,1 Punkte gefallen, nach 101,0 Punkten im Dezember. Das ist der niedrigste Wert seit Februar 2016. Die aktuelle Geschäftslage wurde etwas weniger gut beurteilt. Die Erwartungen haben sich sogar massiv verschlechtert. Sie sind erstmals seit Dezember 2012 leicht pessimistisch. Die deutsche Wirtschaft befindet sich in einem Abschwung.



   			 Abb. 1
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			Im Verarbeitenden Gewerbe ist der Index erneut merklich gesunken. Dies war vor allem auf deutlich pessimistischere Erwartungen der Firmen zurückzuführen. Auch ihre aktuelle Lage schätzten sie etwas weniger gut ein. In allen wichtigen Industriezweigen, außer der chemischen Industrie, verschlechterte sich das Geschäftsklima. Die Kapazitätsauslastung sank um 0,7 Prozentpunkte auf 86,3%. Sie liegt allerdings immer noch über dem langjährigen Durchschnitt von 83,7%. Im Dienstleistungssektor hat der Geschäftsklimaindex auf hohem Niveau nachgegeben. Verantwortlich dafür waren weniger optimistische Erwartungen. Die Unternehmen beurteilten ihre aktuelle Lage hingegen besser. Auch im Handel sank der Index merklich. Der Ausblick der Händler auf die kommenden Monate trübte sich deutlich ein. Mit der aktuellen Lage waren sie jedoch etwas zufriedener. Das Bauhauptgewerbe erlebte erstmals seit langer Zeit einen deutlichen Dämpfer. Das Geschäftsklima verschlechterte sich markant. Beide Klimakomponenten sanken merklich. Die aktuelle Geschäftslage befindet sich jedoch weiterhin auf einem sehr hohen Niveau.

			
   			 Abb. 2
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			Die deutschen Unternehmen stellen weiterhin neue Mitarbeiter ein, aber etwas zurückhaltender als zuletzt. Das ifo Beschäftigungsbarometer ist im Januar auf 103,0 Punkte gefallen, nach 104,1 Punkten im Dezember. Die zunehmende Sorge um die deutsche Konjunktur lässt die Unternehmen bei ihren Beschäftigtenplänen etwas zurückhaltender werden. Das Beschäftigungsbarometer gab in allen vier Sektoren nach. Dennoch planen die Unternehmen, ihren Mitarbeiterstamm weiterhin zu vergrößern. Der stärkste Rückgang war im Verarbeitenden Gewerbe zu beobachten. Die schwächelnde Industriekonjunktur schlägt sich auch in der Personalsuche nieder. Die Dienstleister bleiben die treibende Kraft auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Dort werden die meisten neuen Stellen geschaffen. Auch im Baugewerbe wird weiter kräftig eingestellt.
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			Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren hat sich erneut verschlechtert. Die ifo Exporterwartungen der Industrie sind im Januar auf 5,9 Saldenpunkte gefallen, von 8,7 Saldenpunkten im Dezember. Der Lichtblick vom Dezember in der Automobilindustrie hat sich zu Beginn des Jahres wieder verflüchtigt. Die Aussichten gaben merklich nach. Gleiches gilt auch für die chemische Industrie. Kaum noch Zuwächse bei den Exporten erwarten zwei andere wichtige Schlüsselindustrien: die Elektrobranche und der Maschinenbau. Mit Zuwächsen rechnen hingegen die Nahrungsmittelindustrie sowie die Papierhersteller. Auch die pharmazeutische Industrie erwartet steigende Auslandsumsätze.
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Endnoten


				
					1	Die ausführlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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ZUR DISKUSSION GESTELLT

Kooperation von Bund und Landern in der Bildungspolitik:
Bildungsféderalismus in der Kritik

Der Bildungsfoderalismus gerat immer wieder in die Kritik. Er bringe im internationalen Vergleich schlechte
Schiilerleistungen hervor. Die Schulabschliisse in den einzelnen Bundeslandern seien nicht vergleichbar, was
die Mobilitat von Familien mit schulpflichtigen Kindern erschwere. AuRerdem behindere er Innovationen: Zuletzt
scheiterte der geplante »DigitalPakt Schule« an dem Widerstand der Lander. Sollte kiinftig der Bund deutlich
stiirker in die Bildungspolitik der Lander eingreifen als bisher?

Susanne Eisenmann, Ministerin fiir Kultus, Jugend und Sport des Landes Baden-Wiirttemberg, betrachtet den Bil-
dungsféderalismus als Gestaltungsaufgabe. Den Léandern sei aus guten Griinden die Hauptverantwortung fir die
Bildungspolitik iibertragen worden, da sie »die richtige GroRe (haben), um sowohl biirgernah als auch mit Blick
aufs Ganze eine Bildungspolitik aus einem Guss zu betreibenc. Der Bund sei dabei als Unterstiitzer durchaus gern
gesehen. Die Lander sollten verlasslich auf ausksmmliche Finanzierung pochen und bei neuen Aufgaben mit dem
Bund in Verteilungsverhandlungen eintreten.

Fiir Kerstin Schneider, Bergische Universitat Wuppertal, ist der DigitalPakt Schule »ein Paradebeispiel dafiir, wie
Investitionen in Zukunftstechnologien an Schulen nicht umgesetzt werden, weil es ein Gerangel um politische
Zusténdigkeiten gibt«. Zudem miissten die Bundeslander nicht die Konsequenzen schlechter oder falscher Ent-
scheidungen bei ihrer Bildungspolitik tragen. Zur Beurteilung der Qualitat der verschiedenen Bildungspolitiken
bediirfe es einer groReren Transparenz. Ein wichtiger Schritt in diese Richtung wéren z.B. Schiilerregisterdaten,
mit denen Erwerbsbiographien mit Bildungsbiographien verkniipft werden kénnten.

Nach Ansicht von Susanne Lin-Klitzing, Philipps-Universitat Marburg und Deutscher Philologenverband, ist es
zwar offensichtlich, dass der Bildungsfoderalismus zu groken Disparitaten in der Bildungsqualititin Deutschland
gefiihrt habe. Dennoch gebe es aber fiir Deutschland keine Alternative zum Bildungsfoderalismus. Bildungsstruk-
turelle wie -inhaltliche Fragen seien auf Landerebene besser aufgehoben als in Berlin. Das bedeutet jedoch nicht,
dass es keinen Verbesserungsbedarf im Bildungsfoderalismus gebe, wie die politische Auseinandersetzung um
den Digitalpakt gezeigt habe

Karin Prien, Bildungsministerin des Landes Schleswig-Holstein, sieht den Bildungsféderalismus in Deutschland
als eine Errungenschaft. Mit der Griindung der Kultusministerkonferenz sei auch ein Gremium mit dem Ziel einer
gemeinsamen Meinungs- und Willensbildung geschaffen worden, um sowohl die Kulturhoheit der Léinder zu wah-
ren als auch bundesweite Standards zu etablieren.

Robert Schwager, Georg-August-Universitat Gottingen, befiirwortet einen »Bildungsféderalismus fiir miindige
Biirger«. Wer an miindige Biirger glaube, diirfe groRe Herausforderungen nicht zentral angehen. Es sei doch anzu-
nehmen, dass sich Biirger bei wichtigen Fragen die Mithe machten, wohlilberlegt zu entscheiden und sich als
Wahler gut zu informieren. Im Vertrauen auf das verantwortliche Eigeninteresse der direkt Betroffenen setze die
freiheitliche Rechtsordnung daher grundséatzlich auf Biirgernéhe und Subsidiaritéat, statt alle éffentlichen Ent-
scheidungen von vorneherein der héchsten Ebene zuzuordnen.
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Position der ausfiillenden Person (in %, aufgegliedert nach Sektor)

Verarb. Bauhaupt-  Dienst-

Gewerbe  Handel _gewerbe leister Gesamt
Geschaftsfiihrer 729 893 728 86,5 713
Abteilungsleiter 127 58 98 80 168
Teamleiter 38 08 12 09 05
Sachbearbeiter 77 27 145 29 39
Sonstige 30 14 18 17 16

Quelle: ifo Konjunkturumfragen.
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OEBPS/Images/2019-sd-3-sauer-wohlrabe.png
Position der ausfiillenden Person
(aufgegliedert nach Unternehmensgrofte)

= Gesamt.

' Kleine und mittelgrofe Unternehmen

= GroRuntemehmen

Geschiftsfiihrer

Abteilungsleiter

Teamleiter

Sachbearbeiter

Sonstige

0 10 20 3 4 50 6 70 8 9%

Quellesifo Konjunkturumiragen. ©ifo Institu





OEBPS/Images/2019-sd-3-wohlrabe-1.png
ifo Geschaftsklima Deutschland®
Saisonbereinigt

—ifo Geschaftsklima

— Beurteilung der Geschaftslage
Indexwerte, 2015 = 100

o —Geschaftserwartungen
105 /"/\'\’\
100
% \
%
2015 2016 2017 2018 2019

¢ Verarbeitendes Geverbe, Dienstleistungssektor, Handelund Bauhauptgewerbe.

Quelle:fo Konjunkturumfragen, Januar 2013 © ifoInstitut





